
Wohnen und Stadterneuerung
Errichtung und Erhaltung von Nutzbauten

Einer der wichtigsten Neubauten im Bereich des Gesundheitswesensist das Sozialmedizinische Zentrum
Ost. Die für 12.Jänner 1982 festgelegte Inbetriebnahmevon 4 der insgesamt9 Stationen des 405 Betten umfas¬
senden Pflegeheimes erfordert eine koordinierte zielorientierte Bauführung insbesondere für den Bereich des
Ausbaues und der Komplettierungder verschiedenen Leistungen. Alle wesentlichen Arbeiten mußten bis Ende
des Jahres fertiggestellt sein, wobei Teilbereiche des Objektes wegen der Durchführung eines Probebetriebes
bereits ab Herbst 1981 betriebsbereit zur Verfügung stehen mußten. Für den Bereich der Pflegeheimküche
wurde am 4. November von der MA 35 eine Teilbenützungsbewilligung erteilt und der Probebetrieb aufgenom¬
men. Derzeit versorgt die Küche die Schülerinnen der Krankenpflegeschuleund des Internats. Mit den Arbei¬
ten am Versorgungskollektor, der das Pflegeheim mit der Krankenpflegeschuleund dem Internat verbindet,
wurde begonnen. Die für 1981 bereitgestellte Baurate in Höhe von 70 Millionen Schilling wurde zur Gänze aus¬
geschöpft und reichte für die Bedeckung der laufenden Abschlußrechnungenaus. Die im Voranschlag 1982 vor¬
gesehene Baurate von 70 Millionen Schilling wird für die Gesamtfertigstellung des Pflegeheimes in allen seinen
Bereichen und für die Abrechnung der Arbeiten im Überwachungsbereichder MA 23, 32 und 34 benötigt.

Nach Abschluß der Vorentwurfsplanungund Genehmigung des Projektes Krankenhaus in der Wirtschaft-
lichkeits- und Projektsbesprechung(8. Bauausschußsitzung am 20. März) wurden die notwendigen Vorbereitun¬
gen für den Planungseinsatz in technischer und organisatorischer Hinsicht getroffen. Die Kosten für die Pla¬
nung und Bauvorbereitung wurden mit 292 Millionen Schilling ermittelt. Der zugehörige Sachkreditantrag ist
von der MA 17 gestellt und in Genehmigung begriffen. Sofort nach Genehmigung des Sachkredites wird der
Vergabeantragfür die Planungsleistungender Architekten gestellt. Die Vergabeanträge für die statisch-kon¬
struktive Bearbeitung, auf Beistellung von geleasten Technikern zur Verstärkung des Planungsbüros der MA 32,
für die Planung der Stark- und Schwachstromanlage, der Fördertechnik und der sanitären Anlagen sind gestellt
und liegen derzeit bei der MA4. Die Gruppe Betriebsorganisation der MA 17 beschäftigt sich mit der Erarbei¬
tung der Grob-Einrichtungsvorschläge im Bereich des OP-Traktes und der Ambulanzen sowie mit der Planung
des Hol- und Bringdienstes. Der von der MA 17 gestellte Sachkreditantrag zur Bedeckung der Planungsleistun¬
gen konnte auf 292 Millionen Schilling gesenkt werden. Mit Genehmigung dieses Sachkredites können alle für
die Planung erforderlichen Aufträge vergeben werden. Mit der im Voranschlag 1982 vorgesehenen Planungsrate
von 40 Millionen Schilling könnte dann der Entwurf des Krankenhauseserarbeitet werden.

Adaptierungsarbeitenwurden vor allem in Krankenanstalten, Pflege-, Erziehungs- und Kindertagesheimen,
aber auch in Versorgungseinrichtungenwie Märkten vorgenommen. Im bestehenden Allgemeinen
Krankenhaus  wird im pathologisch-anatomischen Institut das überalterte Objekt umgebaut und moder¬
nisiert, eine Lüftungsanlage und eine Warmwasserheizung eingebaut. Ferner mußten Fenster, Türen, Fußböden
erneuert und Installationenausgewechselt werden. Die Baukosten betrugen rund 65 Millionen Schilling. Mit
dem Bau wurde am 13. August 1971 begonnen, seine Fertigstellung ist für Frühjahr 1982 vorgesehen.

An der KieferchirurgischenUniversitätsklinik wurde der OP-Trakt umgebaut, ein Aufzug und eine Klima¬
anlage eingebaut. Fenster, Türen und Fußböden instand gesetzt sowie die Installationen erneuert. Am 1. August
1977 wurde mit dem Bauvorhaben begonnen, die Fertigstellung erfolgte am 10.August 1981. Die Gesamtbau¬
kosten betrugen 19,2 Millionen Schilling. In der Universitätsklinik für Arbeitsmedizinkonnte nach Fertigstel¬
lung des Bauloses1 am 1. Dezember 1980 das Baulos2 in Angriff genommen werden. Es handelt sich hiebei
um Adaptierungsarbeitenim Geschoß B, die Schaffung von Krankenzimmern und einer Intensivstation. Die
Fertigstellung des Bauvorhabens ist mit Sommer 1982 vorgesehen. In der II. Medizinischen Universitätsklinik
wurde die Station 94 als Intensivstation mit Kosten von 5,553.000 S erweitert. Die Bauzeit erstreckte sich von 2.
Juli 1979 bis 18. September 1981. Ebenfalls in diesem Bereich wurde im Röntgen als BauteilI die Röntgenein¬
richtung ausgetauscht, wobei Kosten von 1,120.000 S bei einer Bauzeit vom 20. November 1980 bis 2. März
1981 angefallen sind. Der Umbau der ehemaligen Blutersatzstelle der I. Chirurgischen Universitätsklinik
erfolgte in der Zeit vom 3. Dezember 1979 bis 4. März 1981 mit einem Kostenaufwand von rund 6,950.000 S.
Die Sanierung schadhafter Stränge der Erdgasleitungen in Straßen und Objekten des alten Hauses mußte per¬
manent durchgeführt werden. Die Kosten betrugen rund 5 Millionen Schilling. Mit Kosten von 10,500.000 S
sind in der Krankenpflegeschule die Adaptierung eines Hörsaales und die Renovierung an Fenstern, Parapeten,
Terrassen und Lüftungsanlagen vorgesehen. Mit den Arbeiten wurde am 6.Juli 1981 begonnen, mit der Fertig¬
stellung ist im Frühjahr 1983 zu rechnen. Im Erdgeschoß des Direktionsgebäudes wurden einzelne Räume zur
Aufnahme einer Isotopenapothekeadaptiert. Mit den Bauarbeiten wurde am 24. August 1981 begonnen, die
Fertigstellung ist für Sommer 1982 geplant. Das Kostenerfordemis beträgt 2 Millionen Schilling. In der I.
Unfallchirurgischen Universitätsklinik ist der Umbau der Station 42 in einen OP-Trakt geplant. Mit den Arbei¬
ten wurde am 31. März 1980 begonnen, mit der Fertigstellungist im Sommer 1982 zu rechnen. Die voraus¬
sichtlichen Kosten belaufen sich auf 20,5 Millionen Schilling. Neben diesen Bauvorhaben wurde eine Unzahl
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anderer kleinerer Umbauten durchgeführt, wie etwa die Adaptierung zweier Krankenzimmer für Strahlenbetten
in der 1. Medizinischen Universitätsklinik mit Kosten von 2 Millionen Schilling(Fertigstellung Frühjahr 1982),
die Erfüllung feuerpolizeilicherAuflagen mit Kosten von 1,250.000 S (Fertigstellung Frühjahr 1983) sowie
patientenbezogenebauliche Maßnahmen in diversen Objekten des alten Hauses mit rund 3 Millionen Schilling.
Weitere sicherheitstechnischeMaßnahmen bestehen unter anderem im Einbau einer Lüftung in der Apotheke
I, in der Schaffung eines Fluchtweges in der II. Universitäts-Frauenklinik — Hormonlabor und in der Errich¬
tung einer Strahlenschutzwand in der Prüfanstalt. Für diese Maßnahmen sind Kosten von insgesamt 945.000 S
aufgelaufen.

Im neuen AllgemeinenKrankenhaus wurden alle im Jahre 1981 angefallenen Erhaltungsarbeitenim Einver¬
nehmen mit der Direktion mit einem Kreditansatz von 18,5 Millionen Schilling durchgeführt. Im Rahmen die¬
ser Arbeiten wurde auch der Spitalskindergartenvon KP I — IV betraut, ebenso auch die umfangreichen
Außenanlagen. Im Zuge des Neubaues der NeurochirurgischenKlinik wurden alle jene Aufgaben durchgeführt,
die durch den Anbau an KP I ausgelöst wurden und für den derzeit laufenden Betrieb von KP I relevant sind.
Im Kemgebäude konnte das Personal für die kommenden Aufgaben der Technischen Betriebsführung sowie
für die Mitwirkung bei der Planung der Betriebsorganisation eingeschult werden.

Nach der Erneuerung der Telephonzentraleim KrankenhausLainz im Jahre 1979 erfolgten die erforderlichen
Umschaltarbeitenbzw. der Ausbau der Ruf- und Funkanlagen. Der Zubau zum Pavillon III, bestehend aus der
Strahlenbettenstationmit sechs 2-Bett-Zimmem und Nebenräumen im Obergeschoß sowie aus Therapie- und
Untersuchungsräumenim Untergeschoß, ist fertiggestellt. Die Benützung der Räume ab November 1981 ist
möglich. Mit dem Bau des Abklinggebäudes wurde am 5. Oktober begonnen. Ab Jänner 1982 kann die Installa¬
tion der Abklinganlage vorgenommenwerden. Im Pavillon VI wurde mit dem Einbau einer Angiographie im
Vorjahr begonnen. Die Bauarbeiten waren im Juni abgeschlossen, die Montage des Gerätes ist bereits erfolgt.
Die Inbetriebnahme der Anlage wird nach Erteilung der behördlichenGenehmigungvorgenommen. Der Bau¬
abschnitt I, und zwar die Herstellung des schliefbaren Kanales von der Wolkersbergenstraße bis zum Nordende
vom Pavillon II samt der Zuleitungen, ist fertiggestellt. Der 1. Bauabschnitt in der 4. Medizinischen Abteilung,
bestehend aus Herzkathetereinheitund Ambulanz, wurde im April 1981 fertiggestellt. Der Baubeginn für die
Adaptierung der Räume zur Installierung der Herzkatheteranlagekonnte mit September 1981 vorgenommen
werden. Die Montage der Herzkatheteranlage ist mit Jahresbeginn 1982 möglich. Außer der Sanierung der Fas¬
sade und der Fenster am Pavillon VIII wurden eine Reihe kleiner und kleinster Bauvorhaben abgeschlossen, die
als patientenbezogene Maßnahmen, verschiedene bauliche und sicherheitstechnische Maßnahmen und als
Erhaltungsarbeitenbezeichnet wurden. Im Krankenhaus Lainz betrugen die Kosten für bauliche Maßnahmen
im Jahre 1981 insgesamt 41,792.000 S.

Mit der Generalsanierungdes Pavillons 27 im Wilhelminenspital wurde am 11. Juni 1974 begonnen. Das
Gesamtbauvorhabenwurde in zwei voneinander getrennten Bauabschnitten durchgeführt. Der erste Bau¬
abschnitt wurde im Herbst 1978 der MA 17 übergeben. Nach Besiedelung der DermatologischenAbteilung
konnte anschließend der zweite Bauabschnitt begonnen werden. Am 26. November 1981 wurde der Pavillon 27
der MA 17 übergeben, womit die Bauarbeiten im Pavillon 27 beendet sind. Die im Jahre 1982 vorhandene Rest¬
baurate von 3,870.000 S dient als Abrechnungsratebzw. werden damit Arbeiten an den Außenanlagen(Grünflä¬
chen, Beschriftungen usw.) durchgeführt. Der Gesamtkredit für das gegenständliche Bauvorhaben beträgt
92,975.000 S. Für diese Bauvorhaben kann mit dem vorhandenen Sachkredit das Auslangen gefunden werden,
keinerlei Sachkrediterhöhungensind mehr nötig. Die beiden Sachkrediterhöhungenwaren ausschließlich auf
Grund des steigenden Baukostenindex erforderlich. Die lange Bauzeit war darauf zurückzuführen, daß erst nach
Fertigstellung des ersten Bauabschnittesmit dem zweiten Bauabschnitt begonnen werden konnte, da der
Betrieb des Zentrallaborsnicht unterbrochen werden durfte.

Im Pavillon3 des Elisabeth-Spitales wurde im Herbst 1979 mit der Errichtung einer Akutstation begonnen.
Im Mai 1981 wurde die Station der MA 17 übergeben. Die Gesamtbaukosten des Bauvorhabensbetrugen
7,152.000 S. Mit dem genehmigten Sachkredit wurde das Auslangen gefunden. Im Pavillon 1 wurde im Som¬
mer 1981 mit der Errichtung einer postoperativen Station begonnen. Die im Budget 1981 vorgesehene erste
Baurate von 3 Millionen Schilling wurde bis Jahresende verbaut. Die Gesamtbaukostenfür dieses Bauvorhaben
betragen 7,171.000 S. Nach dem derzeitigen Stand des Baugeschehens wird angenommen, daß mit dem
genehmigten Sachkredit das Auslangen gefunden werden kann. Das Bauvorhaben wird im Spätherbst 1982
abgeschlossen und der MA 17 übergeben werden.

Im Franz-Joseph-Spital werden der Umbau und die Erneuerung der Zentraldesinfektionstatt 1981 nunmehr
1982 fertiggestellt. Im Zuge des Umbaues der Elektrizitätsversorgungsleitungenwurde die Straßenhe; tellung
im Bereich der Zentraldesinfektionzurückgestellt und somit die Fertigstellung des Bauvorhabens um ein Jahr
verschoben. Der Einbau von Hausanschlußkästenkonnte fortgesetzt werden, ebenso die Erd- und Baumeister¬
arbeiten für die Errichtung von Kabelziehschächten und Kabelkünetten. Der Eiprofilkanal 70/105 vom
Anstaltsbereich des Franz-Joseph-Spitales mit Anschluß an den öffentlichen Unratskanal 95/137 in der Triester
Straße im Minierungsverfahren wurde fertiggestellt. Die Kanalemeuerungsarbeitenvom Eiprofilkanal Richtung
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Amtsführender Stadtrat Johann Hatzi (Woh¬
nen und Stadtverwaltung ) übergibt die
200.000 . Gemeindewohnung im 16. Bezirk,
Sulmgasse 2—6, ihrer Bestimmung

Städtischer Wohnhausbau

Die neuerrichtete städtische Wohnhausanlage im 18. Bezirk, Gersthofer Straße 125



Wohnhausanlage der Stadt Wien im 12. Bezirk, Am Schöpfwerk

Städtischer Wohnhausbau

Neue städtische Wohnhausanlage im 11. Bezirk, Eisteichstraße



Prosektur (samt Anschluß), Infektionsaufnahmeund Ambulanzgebäudekonnten fortgesetzt werden. Im Zuge
der Errichtung einer Ambulanz im PavillonD waren Baumeister- und Professionistenarbeitendurchzuführen
ebenso auch für die Intensivpflegestation. Für bauliche Maßnahmen im Franz-Joseph-Spital mußten im Jahre
1981 insgesamt 14,990.000 S aufgebracht werden.

Mit den Arbeiten für die Errichtung einer Notstromanlage im Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel
konnte aus technischen Gründen noch nicht begonnen werden. Die Aufstellung eines Containergerätes ist
geplant, dessen Genehmigung durch die Baupolizei noch aussteht.

Im Rahmen eines Gesamterhaltungsaufwandes von rund 14,6 Millionen Schilling wurden in der Krankenan¬
stalt Rudolfstiftung sämtliche für den Betrieb notwendigen Erhaltungs-, Service- und Wartungsarbeitenin allen
Objekten einschließlich der vorgeschriebenen sicherheitstechnischenÜberprüfungendurchgeführt. Unter ande¬
rem wurde der schadhafte Klinkerbelag in der Hauptküche teilweise saniert. Für die Erhaltungsarbeitenwird
voraussichtlich 1982 wieder ein Betrag von rund 15 Millionen Schilling erforderlich sein. Für die Sanierung der
Heizungs- und Elektroinstallationenin der Krankenpflegeschulewurde ein Gesamtkredit von 6,090.000 S
genehmigt, ein Teil der Arbeiten wurde mit einer ersten Baurate von 2,900.000 S durchgeführt. Für den Einbau
eines Computertomographen im Röntgen wurde ein Gesamtkreditvon 1,515.000 S genehmigt, wobei die erste
Baurate 1981 600.000 S betrug. Die Arbeiten stehen vor der Fertigstellung.

Im Rahmen eines Gesamterhaltungsbudgetsvon rund 2,6 Millionen Schilling wurden im Mautner Markhof-
schen Kinderspital sämtliche für den Betrieb notwendigen Arbeiten in allen Objekten einschließlich der vorge¬
schriebenen sicherheitstechnischenÜberprüfungendurchgeführt. Unter anderem wurden umfangreiche Kanal¬
sanierungsmaßnahmenim PWH-Bereich durchgeführt, wegen Leistungserhöhungvom Elektrizitätswerkder
Trafo ausgewechselt und im Warmwasserkesselhaus des Hauptgebäudesbeide Kessel neu berührt.

Im Pavillon 17 des PsychiatrischenKrankenhausesBaumgartnerHöhe soll ein Kinderpavillonfür rund 90
geistig behinderte Kinder untergebrachtwerden. Mit den Bauarbeiten wurde im Jahre 1979 begonnen, die Ende
1982 abgeschlossen werden sollen. Die Baumeister- und Rohinstallationsarbeitenwurden soweit fertiggestellt,
daß die Professionistenarbeitenim Inneren voll einsetzen können. Die Baukosten betragen 72 Millionen Schil¬
ling, wovon bisher 35 Millionen Schilling verbaut worden sind. Nach Fertigstellungstehen den behinderten
Kindern 12 Wohngruppen, bestehend aus einem Wohnraum, einem Schlafraum für 7 Kinder sowie den sanitä¬
ren Nebenräumen zur Verfügung. Außerdem sind ein Kindergarten, eine Schule sowie ein Unterwassertherapie¬
becken mit Nebenräumen untergebracht. Zum Objekt 35, der Therapiewerkstätte, wurden in den Jahren 1980
und 1981 zwei Anbauten errichtet, in denen ein Speisesaal, eine Lehrküche, Garderoben und Therapieräume
untergebracht sind. Die Baukosten betrugen rund 7,260.000 S. Im Sinne des Zielplanes der neuen Psychiatrie
wurden die baulichen Umbauarbeitenin den Pavillons 14, 16, 18, 22 und 24 abgeschlossen, die Arbeiten in den
Pavillons4 und 6 begonnen. Im Jahre 1981 wurden 5,390.000 S verbaut. Im Pavillon 21 wurde ein Turnsaal für
die Pflegerschule mit Kosten von rund 1,3 Millionen Schilling eingebaut. Die Arbeiten für die Errichtung eines
neuen Materialmagazins mit Gesamtkostenvon rund 6,2 Millionen Schilling wurden begonnen. Die Bauvorbe¬
reitungsarbeiten für den Neubau einer Wäscherei sowie den Ausbau des Kesselhauses sind im Gange. Die Pro¬
bebohrungen zur Erschließungdes Baugrundes wurden abgeschlossen, die Vorentwurfsplanungwird durch¬
geführt. Die Abteilung VI des Psychiatrischen Krankenhauses Ybbs wurde mit einem Kostenaufwand von 1,8
Millionen Schilling vollkommen adaptiert und wird für rund 45 Patienten zur Verfügung stehen.

Der PavillonI im Pflegeheim Lainz hat in keiner Weise den baulichen und funktionellen Anforderungenent¬
sprochen. Die notwendigenAdaptierungenwurden, um den Pflegebetrieb nicht zu sehr zu beeinträchtigen, in
mehreren Etappen vorgenommen. Diese bestanden im wesentlichen darin, daß die Sanitärgruppen verlegt bzw.
vergrößert und die Säle der Bettenstation-Mitte zur Verwendung als Diensträume unterteilt wurden. Nach Ver¬
legung des Effektenmagazins in den Pavillon IV konnten diese Räume zu einer Zentralgarderobe ausgebaut wer¬
den. Die dadurch freiwerdenden Räume der Garderoben bzw. der Diensträume in den Obergeschoßen wurden
zu Belagszimmem ausgestaltet. Im Zusammenhang mit diesen funktionellen Umänderungen erfolgte die
Erneuerung der Elektro- und Sanitärinstallation, der Türblätter, der Wand- und Bodenbeläge, der Malerei und
des Anstriches, ebenso wie die Bildung von Brandabschnittendurch Anordnung von rauchhemmenden Porta¬
len in den Gängen. Schließlich wurde die gesamte Beheizungsanlage instand gesetzt. Die Arbeiten sind so weit
fertiggestellt, daß der Sollstand des Belages an Pfleglingen im PavillonI im Jahre 1982 erreicht werden kann. Die
letzte Bauetappe„Einbau eines Stiegenhauses“ in der Mitte des Gebäudes ist für 1982 vorgesehen. Im Pavillon
XVI wurden die Bauarbeiten für den Einbau eines Krankenbettaufzugesfertiggestellt, die Aufzugsanlage wurde
montiert und in Betrieb genommen, die WC- und Leibschüsselspüleranlagen im linken Teil des Gebäudes aus¬
gebaut. Der bauliche Zustand der Anstaltskirche sowie der anschließenden Gebäude A und B war derart
bedenklich, daß zum Schutze der Passanten, die durch herabfallende Verputz- und Fassadenteile gefährdet
waren, Absperrmaßnahmen im Bereich der Kirche erfolgen mußten. Im Innenraum der Kirche traten ferner
beträchtliche Verputzschäden durch die schadhaften Dächer auf. Als erste Sanierungsmaßnahmewurde die
Dachdeckungdes Hauptdaches und der Türme sowie die Verputzinstandsetzungan den Türmen und an den
Übergängen vom A- bzw. B-Gebäude zur Kirche sowie an der Stirnseite vom A- und B-Gebäude vorgenom-
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men. Für patientenbezogene bauliche Maßnahmen standen 21,734.000 S im Pflegeheim Lainz zur Verfügung; für
die baulichen Maßnahmen wurden insgesamt 14,460.000 S ausgegeben.

Die in drei Etappen durchgeführte Adaptierung des Pavillons II im Pflegeheim Baumgarten wurde abge¬
schlossen und der Pavillon der MA 17 übergeben. An der Adaptierung der Wärmeversorgungseinrichtungen,
der Erweiterung der Telephonanlage und der Postkabelverstärkung wird gearbeitet. Die Baurate 1981 belief sich
auf 7,540.000 S. Die Arbeiten am Dachboden des Pflegeheimes St. Andrä/Traisen wurden in acht Brand¬
abschnitte unterteilt, konnten aber 1981 abgeschlossenwerden Die Versorgungsleitungen für Stark- und
Schwachstrom,Telephon, Rundfunk und Fernsehen am Dachboden und die Anspeisung der einzelnen Abteilun¬
gen wurden ausgeführt. Der Brunnen in der Gärtnerei mußte abgesenkt, die Brunnenstube der Wasserversor¬
gungsanlage instand gesetzt werden. Das Dach über K II und K V wurde neu eingedeckt und sämtliche Blech¬
eindeckungen repariert und gestrichen. Die Kantine wurde umgebaut und adaptiert, ein Raum im Stil eines
Wiener Kaffeehauses geschaffen. Die Baurate für 1981 belief sich auf 920.000 S.

Die Bauarbeiten für die Generalinstandsetzungdes Kindertagesheimesin 19, Heiligenstädter Straße 82, im
Karl-Marx-Hof, wurden vorbereitet und in Angriff genommen, ebenso der Innenausbau und die Installations¬
arbeiten. Die Fertigstellung und Wiederinbetriebnahmeist für 1982 vorgesehen. Die Generaluntemehmerarbei-
ten für den Neubau des Kindertagesheimesin 23, Wiener Flur — Basler Gasse, wurden vergeben, mit den Erd¬
arbeiten am 1. September 1981 begonnen, ebenso mit den Arbeiten am Rohbau des Objektes. Die Fertigstel¬
lung und Inbetriebnahme ist für 1982 vorgesehen. Für den Neubau des Kindertagesheimesin 2, Engerthstraße
152a, wurde die Generaluntemehmerausschreibungdurchgeführt, der Baubeginn aus budgetären Gründen statt
auf November 1981 auf Mitte 1982 verschoben. Das Kindertagesheim in 2, Obere Donaustraße 96, wurde
instand gesetzt, insbesondere die Heizungsanlage saniert. Im Kindertagesheimin 21, Josef-Baumann-Gasse 65,
wurden Instandsetzungsarbeitendurchgeführt, im Kindertagesheim in 22, Schüttaustraße 1, die Zentralhei¬
zungsanlage erneuert, im Kindertagesheim in 12, Unter-Meidlinger Straße 67, die Abhängedecken und die
Beleuchtung erneuert, im Kindertagesheim in 2, Wolfgang-Schmälzl-Gasse, drei Gruppenräume instand gesetzt,
ebenso das Kindertagesheimin 5, Stöbergasse 14, das in einen städtischen Wohnhausbau eingegliedert ist.

Im Heim „Stadt des Kindes“ in 14, Mühlberggasse, wurde der Bäderteil im MädchentraktH 2 instand gesetzt,
verschiedeneBauwerkserhaltungsarbeiten durchgeführt und Bauvorbereitungen für die Generalinstandsetzung
des Bädertraktes im MädchentraktM 1 getroffen. Im Jugendheim Scheibbs/Lehenhofkonnten die Arbeiten für
den Einbau der Ölzentralheizungsanlageabgeschlossen werden. Mit den Arbeiten für die Instandsetzung des
Küchentraktes wurde begonnen, die Instandsetzungsarbeiten beim Paradies-Gebäude wurden in Angriff
genommen und abgeschlossen, die Außenanlagen hergestellt und Drainagierungs- und Kanalisationsarbeiten
durchgeführt. Der Dachgeschoßausbauist für 1982 vorbereitet worden. Im Julius-Tandler-Heim wurden die
Arbeiten am Umbau des Karolinen-Kinderspitals fortgeführt, ebenso die Installationsarbeitenund der Innen¬
ausbau. Die Femwärmezuleitungkonnte in Betrieb genommen werden.

Eine neue Stützmauer gegen das Nachbargrundstückwurde im Jugenderholungsheim Gaaden hergestellt,
ebenso wie ein Kanalteilstück. Im Kindererholungsheim Klosterneuburg waren die Außenanlagen und der
Parkplatz instand zu setzen; das Dach mußte saniert bzw. über der ehemaligen Hauskapelle neu hergestellt wer¬
den. Fortgesetzt wurden im KindererholungsheimBiedermannsdorf die Arbeiten an der Fassade. Umfangreiche
Reparaturarbeiten an den Hauskanälen sowie verschiedene Erhaltungsarbeiten an Gebäuden mußten im
Jugenderholungsheim Sulzbach/Ischl durchgeführt werden. Im Adolf-Lorenz-Heim wurde der Einbau eines
Kindertagesheimes für körperbehinderte Kinder fertiggestellt und dieses von der MA 11 in Betrieb genommen.

Auf dem Großmarkt Inzersdorf mußten Straßenrigolen ausgewechselt und instand gesetzt, am Yppenmarkt
im 16. Bezirk das Marktamtsgebäude umgebaut werden. Am Naschmarkt wurde nach einem größeren Brand¬
schaden eine Marktstandgruppewieder instand gesetzt, ferner Kanalreparaturendurchgeführt. Für 1982 sind
Arbeiten an der Kanalisation und der Wasserleitungsanlage geplant. Der Einbau einer Trafostation in das Brük-
kenwaagegebäude erfolgte am Floridsdorfer Markt, Gehsteigsanierungsarbeiten wurden am Schwendermarkt im
15. Bezirk vorgenommen.

In der Hygienisch-bakteriologischen Untersuchungsanstaltin 8, Feldgasse, waren die Instandsetzungsarbeiten
fortzusetzen, in der Desinfektionsanstalt in 3, Hüttenbrennergasse, wurde ein Obergeschoß abgetragen und u. a.
eine Ausnüchterungsstationeingebaut.

Bauvorbereitungsmaßnahmensowie Planungsarbeiten für die weitere Umrüstung und Instandsetzung der
Zentralwäschereiin 14, Steinbruchstraße 35—37, wurden durchgeführt. Ferner mußten als Sofortmaßnahme
nach dem Ausfall der alten Waschmaschinevier Karussellwaschmaschinen durch fünf neue moderne Wasch¬
straßen erneuert werden. In der Rettungszentrale in 3, Radetzkystraße1, wurden Bauarbeiten im Fassaden¬
bereich des Hauptgebäudesund bei den Garagen ausgeführt. Im Inneren des Hauptgebäudeswaren im Zuge
der Umstellung und Modernisierungder Telephonzentralegleichfalls Bauarbeiten vorzunehmen. In den Ret¬
tungsstationen Penzing in 14, Baumgartenstraße11, sowie in Aspern in 22, Wimpffengasse8, wurden bei den
Garageneinfahrten Bauarbeiten durchgeführt. In der Rettungsstation in 14, Baumgartenstraße 11, wurden außer¬
dem noch Sofortmaßnahmenzur Auswechslungeines Holzdeckenfeldesauf Stahlbetondecken getroffen. An
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den übrigen Rettungsstationen erfolgten laufend Instandhaltungsmaßnahmen. Die Generalsanierung des
Hauptgebäudes der Herberge für Obdachlose in 20, Meldemannstraße 25—27, wurde fortgesetzt, für das Zen¬
trallager in der Hasnerstraße im 16. Bezirk wurden Bauvorbereitungsarbeiten zur Erfüllung von Brandschutz¬
maßnahmen getroffen. Im Stadthallenbad erfolgten Bauarbeiten für die Sanierung der Schwimmhalle. Der
Betrieb wurde am 25. September wiederaufgenommen. Mit dem Bau des Bezirkshallenbades Kagran wurde am
5. Mai begonnen. Nach den Erd- und Fundierungsarbeitenwurde das Erdgeschoßmauerwerkaufgestellt, das
Bade-, Lehr- und Seniorenbeckenbetoniert, die Stahlbetondeckeüber dem Erdgeschoß sowie auch das Dach
hergestellt. Mit dem Bezirkshallenbad Brigittenau wurde am 1. September begonnen. Nach der Baustellenein¬
richtung erfolgten die Bodenauswechslung und Verdichtung sowie die Fundamentherstellung. Mit dem Bau des
Bezirkshallenbades Großfeldsiedlung wurde am 1. April begonnen, der Baubeginn des Sommerbades ist für 1.
September 1983 vorgesehen. Im Fleischzentrum in St. Marx mußte nach dem Brand im Marktcafe Seidl der
Schaden behoben werden, so daß es am 11. November wieder eröffnet werden konnte. In der Lebensmittelun¬
tersuchungsanstalt wurde mit den Bauarbeiten für die Schadensbehebungnach einem Brand am 7. September
begonnen. Verschiedene Bau- und Professionistenarbeitenmußten für die Wiederinstandsetzungdurchgeführt
werden.

Die Ausarbeitung eines neuen amtlichen Leistungsverzeichnisses für die laufenden Baumeisterarbeitender
Stadt Wien wurde begonnen, die Verträge der Baumeister- und Dachdeckerkontrahenten um ein Jahr bis
31. Dezember 1982 verlängert.

Der MA 26 obliegen die Errichtung und Erhaltung der Bauwerke für Amtszwecke, unter anderem von Schu¬
len, Sportstätten, Volkshochschulen, Büchereien, ferner von Denkmälern, Museen, Gebäuden der Feuerwehr,
von Jugendgästehäusem, Gebäuden der Stadtforste sowie von Fußgeherzonen. Dazu kommen die Reinigung
und Gebäudeaufsicht im Rathaus und den umliegenden Amtshäusem. Die Abteilung ist auch für die Vorberei¬
tung und Abwicklung von jährlich rund 750 Veranstaltungeninnerhalb und außerhalb des Rathausbereiches
verantwortlich, so für die Wiener Festwochen, für Empfänge, Eröffnungen, für den Concordia-Ball und die
Arkadenhofkonzerte. Der Abteilung obliegt ferner auch die Begutachtung von Subventionen der Stadt Wien,
und zwar in bezug auf ihre Notwendigkeit und wirtschaftliche Verwendung, sofern sie verschiedenenInstitutio¬
nen (Verein Jugendzentren, Sportvereine, Theater usw.) für bauliche Herstellungen zugeteilt werden. Der
Arbeitsumfangwurde mit 102 Beamten und 243 Bediensteten der Rathausverwaltung bewältigt. Pro Monat
wurde auf rund 189 Arbeitsstellen gearbeitet, im Durchschnitt waren 1.057 Arbeiter beschäftigt.

Im Rathaus wurde die Instandsetzungdes ersten linken Seitenturmes abgeschlossen und mit der Instandset¬
zung des zweiten linken Seitenturmes begonnen. Die Instandsetzung und der Umbau des Objektes in Ebendor-
ferstraße4 zu einem Bürogebäude konnten abgeschlossen werden. In den umliegenden Amtshäusem und im
Rathaus selbst wurden außerdem umfangreiche Fassaden- und Dachinstandsetzungen sowie Umbauten von
Amtsräumen durchgeführt. Im Amtshaus in 3, Karl-Borromäus-Platz, wurde die Instandsetzung des Daches
fortgesetzt, die Instandsetzung des Daches des Amtshauses in 10, Laxenburger Straße 43—45, fertiggestellt. Die
Arbeiten zur Erweiterung der Prüf- und Versuchsanstalt in 11, Rinnböckstraße15, konnten abgeschlossen wer¬
den. Die Generalinstandsetzungdes Amtshauses in 15, Gasgasse8—10, wird weitergeführt. Mit den Adaptie¬
rungsarbeitenfür das Bezirksjugendamt in 16, Arnethgasse 84, und in 17, Rötzergasse6, wurde begonnen, im
Amtshaus in 19, Gatterburggasse14, der Einbau einer Kesselanlage mit Gasfeuerung in Angriff genommen
sowie in den Amtshäusern in 20, Brigittaplatz 10, und in 21, Am Spitz 1, die Telephonanlage erneuert. Mit dem
Umbau des Objektes in 20, Dresdner Straße 73—79, für Bürozwecke wurde begonnen, die Restaurierungder
Bezirksmuseen im 21. und 22. Bezirk abgeschlossen.

Für die Wohngemeinschaftbehinderter Jugendlicher mußte das ehemalige Jugenderholungsheim der Stadt
Wien „Villa Kellermann“ in 14, Sofienalpenstraße, umgebaut werden. Die Arbeiten werden 1982 abgeschlos¬
sen. Im Ausbildungszentrumfür Sozialberufe in 21, Schloßhofer Straße 41, wurde mit der Anbringung einer
vorgehängtenFassade begonnen.

Im Jahre 1981 wurde neben den laufenden Erhaltungsarbeitenin allen Schulen in 14 die Malerei erneuert, in
25 wurden die Fassaden instand gesetzt, in 36 die Fenster erneuert bzw. repariert und gestrichen, in 22 Schulen
die Dächer instand gesetzt und in 8 Schulen die Zentralheizungsanlagenverbessert bzw. erneuert. Außerdem
wurden in 12 Gebäuden die WC-Anlagen umgebaut. Die Generalinstandsetzungder Schule in 18, Schopen¬
hauerstraße 81, konnte abgeschlossen werden. Der Neubau der Schule in 7, Zieglergasse, und die zweite Bau¬
stufe des Schulneubauesin 22, Markomannenstraße, wurden weitergeführt, die Schulen in 10, Sahulkastraße
— Projekt Neilreich, und in 15, Reichsapfelgasse, wurden fertiggestellt, ebenso der Tumsaalzubauin 14, Hoch¬
satzengasse. Mit den Tumsaalzubauten in 21, Aderklaaer Straße 2, in 22, Eßlinger Hauptstraße 97, und in 22,
Plankenmaisstraße30, wurde begonnen. Das Modemisierungsprogrammin der 1. Zentralberufsschule in 6,
Mollardgasse 87, wurde 1981 fortgesetzt, ebenso die Generalinstandsetzungund der Neubau im 2. Zentral¬
berufsschulgebäude in 15, Hütteldorfer Straße 7—17, und der Umbau der Schule in 15, Meiseistraße 19, zu
einer Berufsschule für Bürokaufleute. Die Umbauarbeiten im 4. Zentralberufsschulgebäudein der Zieglergasse
wurden abgeschlossen. In den übrigen Berufsschulen waren umfangreiche Arbeiten durchzuführen.
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Die Arbeiten zur Generalinstandsetzungder Sporthalle im Karl-Seitz-Hof im 21. Bezirk wurden fortgesetzt,
auf den Kinder- und Jugendspielplätzendie notwendigenInstandhaltungsarbeitendurchgeführt. Die auf Grund
von Baudurchführungsverträgenvon der Wiener Stadthallen-Kiba-Betriebs- und Veranstaltungsgesellschaft
mbH. durchgeführten Baumaßnahmen wurden laufend von der Abteilung überwacht.

Im InternationalenStudentenheim in Döbling wurden die Arbeiten zur Verbesserung der inneren Sicherheit
fortgesetzt. Mit dem Ausbau und der Generalinstandsetzungder Volkshochschule Brigittenau in 20, Raffael¬
gasse, konnte begonnen werden. Die Restaurierungsarbeitenan der Pestsäule wurden abgeschlossen, ferner
konnte eine große Anzahl von kleineren Objekten instand gesetzt werden. Im Rathausparkmußte die beste¬
hende Gärtnerunterkunft erweitert werden. Mit dem Bau einer Gärtnerunterkunft in 22, Siebeckstraße 14,
wurde begonnen. Ferner waren umfangreiche Erhaltungsarbeiten in den bestehenden Objekten des Stadtgarten¬
amtes durchzuführen. Die Arbeiten zur Errichtung eines Stallgebäudes für die Spanische Hofreitschule stehen
vor dem Abschluß. Die Arbeiten zur Aufstockung der Feuerwache Liesing wurden fortgesetzt, ferner laufend
Modemisierungsarbeiten in verschiedenenFeuerwachen durchgeführt, um die Einsatzbereitschaft der Feuerwa¬
chen jederzeit zu gewährleisten bzw. zu verbessern. Auf dem Zentralfriedhof wurden der Umbau und die Erwei¬
terung der Halle I fortgesetzt, in den Objekten der Landwirtschaftsbetriebe umfangreiche Erhaltungsarbeiten
durchgeführt und Feldberegnungsanlagen errichtet. Im Zuge des U-Bahn-Baues wurde der Neubau der Polizei¬
station auf dem Praterstem fertiggestellt. Im Bereich der Neuen Donau und beim Badeteich in Süßenbrunn
wurden insgesamt 15 Abortanlagen errichtet. Das Aufsichtsgebäude und das Zillendepot der MA 45 in 2, Obere
Augartenstraße4, konnten instand gesetzt werden. Um Grundstücke für Neubebauungen zu erhalten, wurde
eine Reihe von Abbrucharbeiten durchgeführt.

Städtischer Wohnhausbau

Die Bautätigkeit auf dem Sektor des kommunalen Wohnungsbaues wurde kontinuierlich fortgesetzt: Von
den mit 1. Jänner in Bau befindlichen 6.280 Wohnungen wurden 1.757 fertiggestellt. Mit dem Bau von ins¬
gesamt 1.993 Wohnungen auf 28 Baustellen konnte begonnen werden. Somit befanden sich mit 31. Dezember
6.542 Wohnungen auf 78 Baustellen in Ausführung. Die Stadt Wien hat mit der Übergabe im Jahre 1981 nun¬
mehr seit 1945 insgesamt rund 139.200 Wohnungen fertiggestellt.

Anfang Dezember hat Stadtrat Hatzi  den Spatenstich anläßlich des Baubeginnes der 145.000sten Gemeinde¬
wohnung nach 1945 vorgenommen. Diese Wohnung wird sich in einer Wohnhausanlagebefinden, die auf den
ehemaligen MIAG-Gründen in 3, Lechnerstraße 2—4 — Dietrichgasse, errichtet wird. Das Bauvorhaben
besteht aus insgesamt neun Stiegen mit 512 Wohnungen, deren durchschnittliche Größe bei rund 78 m2 liegt.
Für die Unterbringung der Personenkraftwagenist eine Tiefgarage mit 358 Stellplätzen vorgesehen. Die
Gemeindebautender näheren Umgebung aus der Zeit der Ersten Republik zeigen Strukturen mit Hofbildung,
wie z. B. der Hanuschhof. Die neue Wohnhausanlage setzt diese Tendenz fort, wobei durch Schließen der Bau¬
lücken in der Lechnerstraße und Dietrichgasse vom Verkehrslärm abgeschirmte Wohnhöfe entstehen. In Fort¬
setzung des Wegesystemsim Hanuschhof führt ein öffentlicher Durchgang von der Lechnerstraße durch die
Anlage zur Dietrichgasse. Entlang dieses Weges liegen sämtliche Gemeinschaftseinrichtungen, wie Schlechtwet¬
terspielflächen, Hobbyräume, Gemeinschaftsräume, sowie Stiegenhäuser. An der Lechnerstraße wurde weiters
ein Lokal für einen Supermarkt eingeplant, der, in Verbindung mit einer Trafik, die Nahversorgung der neuen
wie auch der umliegenden schon bestehenden Wohnhausanlagensicherstellt. Daran sollen sich eine Mütter¬
beratungsstelle sowie ein Kindertagesheimanschließen. In der Dietrichgasse werden sich im Erdgeschoß eine
Facharztpraxis sowie Räume für betagte Hausbewohner befinden. Im Zentralbereich der Wohnhausanlage wur¬
den 17 Behindertenwohnungenim Erdgeschoß eingeplant. Diese werden, ohne Stufen überwinden zu müssen,
sowohl vom öffentlichen Durchgang als auch aus der Tiefgarage erreichbar sein. Ein behindertengerechterAuf¬
zug wird die Verbindung zum Erdgeschoß hersteilen. Durch die großzügige Anpflanzung von Bäumen soll im
Hofbereich eine Verbesserung des Mikroklimasund eine Verbesserung der Schalldämpfung innerhalb der
Wohnhausanlageerreicht werden.

Im Zuge der Stadterweiterung wurde 1981 auch mit dem Bau der Wohnhausanlagesüdlich „Am Heidjöchl“
begonnen. Es werden 630 Wohnungen, davon sieben für Behinderte, auf 71 Stiegen in 3- bis 4geschossigen
Häusern errichtet. Die Erdgeschoßwohnungenwerden teilweise über eigene Hausgärten verfügen. Für die
Unterbringungder Personenkraftwagen wurden eine Tiefgarage und fünf zweigeschossige Parkpaletten an der
Straße mit insgesamt 455 Stellplätzen eingeplant. Infrastrukturelle Einrichtungen sind in Form von 5 Geschäfts¬
lokalen, 1 Postamt, 3 Magazinen, 2 Kindertagesheimen, 5 Gemeinschaftsräumen, 8 Saunas und 14 Hobbyräu-
men vorgesehen. Die innerhalb der Baukörper dem Fußgeher vorbehaltene Grünzone soll durch Bodenmodel¬
lierung, Abschirmpflanzungenund Alleen aufgelockert werden und parkähnlichen Charakter erhalten.

Von den größeren Bauvorhaben, mit denen im Jahre 1981 begonnen wurde, ist zu erwähnen die acht Stiegen
umfassende Wohnhausanlageim weiteren Bereich der Großfeldsiedlung in 21, südlich Oswald-Redlich-Straße,
mit 329 Wohnungen, 204 Personenkraftwagen-Stellplätzen in einer Tiefgarage, 6 Geschäftslokalen, 1 Gesun-
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denuntersuchungsstelle, 1 Kindertagesheim, 8 Spielräumen, 8 Hobbyräumenund Räumen für betagte Hausbe¬
wohner. Im 10. Bezirk auf dem Areal der ehemaligen Ankerbrotgründe im Bereich zwischen Puchsbaumgasse
—Absberggasse— Quellenstraße wurde mit dem 1. Bauteil einer Anlage, die 407 Wohnungen umfaßt, begon¬
nen.

Das in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht interessanteste Bauvorhaben der Abteilung aus dem Baupro¬
gramm 1981 ist das „Sonnenhaus“ in 14, Flötzersteig 239. Mit diesem Forschungsprojektsoll der Nachweis
erbracht werden, inwieweit im wirtschaftlich sinnvollen Ausmaß eine möglichst große Deckung des Energie¬
bedarfes in Wohnungen durch Nutzung der Sonnenenergiemöglich ist. In Weiterführung der Bemühungen,
alle Möglichkeiteneiner Nutzung der Sonnenenergiefür Raumheizung und Warmwasser zu untersuchen, hat
das Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung nach Erstellung eines weltweiten Überblickes über den
Stand der Entwicklung und die Anwendung ein Projekt für ein österreichisches Sonnenhaus in Auftrag gege¬
ben. Im Anschluß daran hat das Bundesministeriumfür Bauten und Technik dem ÖsterreichischenInstitut für
Bauforschung die Erstellung eines Detailprojektes für ein österreichischesSonnenhaus übertragen. Die Stadt
Wien stellte das Grundstück zur Verfügung, die Planungsarbeitenwurden einem Architekturbüro in Zusam¬
menarbeit mit den zuständigen städtischen Dienststellen übertragen. Die Stadt Wien beabsichtigt, mit der Son¬
nenhausanlage Flötzersteig einen Prototyp einer Wohnhausanlagezu errichten, wobei auch die entsprechenden
Meßgeräte eingebaut werden sollen. Es ist daran gedacht, dieses Objekt als offizielle Sonnenenergiemeßstation
im Raume Wiens dem Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung anzubieten. Damit besi-, t die
große Chance, alle vorher durchgeführten Berechnungen auch in der Praxis zu verifizieren. Die dabei feststell¬
baren Daten sind nicht nur allgemein interessant, sondern stellen auch für die Bauherren und Benützer e
wertvolle Hilfe für weitere Planungen und die energiegerechteNutzung von Wohnhausbauten dar.

Von den im Bau befindlichen Großprojekten in 10, Neilreichgasse, und in 21, Marco-Polo-Platz, konnten
1981 die ersten Bauteile mit 335 bzw. 236 Wohnungen fertiggestellt werden. Auf der Baustelle Marco-Polo-
Platz konnten außerdem eine Kirche, ein Jugendzentrum und eine Ladenzeile übergeben werden. In der Neil¬
reichgasse wurden noch 4 Ordinationen, 1 Child-guard-Klinik, 1 Kindertagesheimund Gemeinschaftsräume
fertiggestellt. Mit der Restübergabe von 226 Wohnungen — insgesamt 824 Wohnungen sind geplant —konnte
auch die Bautätigkeit beim Bauvorhaben in 23, Wiener Flur, 2. Bauteil, beendet werden.

Unter den Wohnhausanlagen, die im Jahre 1981 übergeben wurden, sind zu erwähnen:Auf der Baufläche der
ehemaligen„Scala-Gründe“ in 4, Favoritenstraße8, wurde der 1. Bauteil mit 61 Wohnungen, 4 Geschäftslokalen,
1 Kaffeehaus, 1 Städtische Bücherei, 4 Büros, 1 Kindertagesheimund 2 Tiefgaragen für insgesamt 95 Personen¬
kraftwagen fertiggestellt. Die Wohnhausanlagein 18, Peter-Jordan-Straße 81—91, wurde gleichfalls übergeben.
In diesem Fall konnte 151 Wohnungen, 1 Tiefgarage für 86 Personenkraftwagen, 3 Geschäftslokale und 1 Kin¬
dertagesheimerrichtet werden. Weiters wurde noch das Personalwohnhaus im 16. Bezirk im Bereich des Wil-
helminenspitalsmit 205 Schwestemwohnungenfertiggestellt.

Technisch -wirtschaftliche Prüfstelle für Wohnhäuser , besondere
Angelegenheiten der Stadterneuerung

Im Jahre 1981 war die Zahl der Anträge auf Durchführung von notstandspolizeilichen Maß¬
nahmen und Ersatzmaßnahmen  steigend . Neu langten 66 notstandspolizeiliche Maßnahmen ein,
für 319 Ersatzvornahmen wurden Kostenschätzungen erstellt. Die MA 64 ersuchte um Durchführung von
91 Anträgen, jedoch gab anläßlich der bescheidmäßigen Vorschreibungzur Vorauszahlung der Kosten für die
Ersatzvornahme eine erhebliche Anzahl der Hauseigentümeroder Hausverwalter die baubehördlichbeauftrag¬
ten Instandsetzungsarbeitenselbst in Auftrag. Der Abteilung oblag in diesen Fällen nur mehr die Überwachung
der ordnungsgemäßen Durchführung der Arbeiten sowie die Feststellung, ob dem baubehördlichen Bescheid
entsprochen wurde. Neun Ersatzvomahmenwurden durchgeführt, 41 Vollstreckungsverfügungen erlassen. Zur
Einbringung der Kosten von 248 notstandspolizeilichenMaßnahmen, einschließlich der Abschrankungen und
der Kosten, die den MA 48 und 68 erwuchsen, wurde ein Gesamtbetrag von 827.605 S mittels Bescheid vorge¬
schrieben. Die erlassenen Kostenbescheidefür die neun durchgeführten Ersatzvomahmenlauteten auf insge¬
samt 841.408 S.

Neben der Ausstellung von sieben Gutachten zur Feststellung der Grenze der zulässigen
Mietzinserhöhung  nahmen Amtssachverständige an fünf von der Baupolizei ausgeschriebenen Ortsau¬
genscheinen teil. Weiters wurden 56 Ansuchen um Gewährung zinsenfreier Darlehen der Stadt Wien zur Her¬
stellung von Kanalanschlüssen mit einer überprüften Kostensumme von 21,446.563 S bearbeitet.

455 Förderungsanträgeaus dem Titel der Wohnbauförderung  1968 mit einer Kostensumme von
5.372,403.000 S zum Bau von 14.155 Wohnungen wurden in bautechnischer Hinsicht geprüft. Davon bezogen
sich 132 Anträge auf Mehrwohnungshäuser mit 10.310 Wohnungen; fünf Ansuchen betrafen die Förderung zur
Errichtung von 628 Wohnungen in Heimen. Mit einem veranschlagten Kostenaufwandvon 384,136.000 S
wurde die Wohnbauförderung für 375 Wohnungen in Eigenheimen und Reihenhäusern beantragt. Für zehn
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fertiggestellte Wohnhäuser mit 2.842 Wohnungen waren Rechnungen im Betrag von 1.416,330.000 S zu über¬
prüfen.

Von den Schlichtungsstellen und Gerichten langten 3.990 Anträge gemäß§§ 7 und 8 Mietengesetz zur Erstel¬
lung technischer Gutachten ein, um die ordnungsgemäßenErhaltungsarbeiten, die Angemessenheit der dafür
ausgewiesenenBeträge und die Richtigkeit der Abrechnung zu prüfen. 3.651 Dienststücke wurden im Jahre
1981 erledigt. Bei der Überprüfungvon 865 Anträgen nach § 7 Mietengesetz, von 1.002 Nachträgen und 797
Rechnungenkonnten durch Preis- und AusmaßprüfungenKostenherabsetzungenvon rund 49 Millionen Schil¬
ling erzielt werden. Ferner waren 887 Anträge nach § 8 Mietengesetz bzw. sonstige Anfragen zu behandeln.

Für die Förderung aus dem Altstadterhaltungsfonds  wurden 392 Anträge und Rechnungen
mit einer Kostensummevon rund 60 Millionen Schilling in technischer Hinsicht und preislicher Angemessen¬
heit überprüft.

Die Zahl der Anträge nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz  nahm etwas ab, 843 Ansu¬
chen erforderten die Vorbegutachtung, 13.420 betrafen Verbesserungen. Bei 1.519 von Hauseigentümerneinge-
brachten Anträgen für Verbesserungenwurden die eingereichten Kostensummen von 242 Millionen auf 178
Millionen Schilling berichtigt. Bei 11.480 von Mietern eingelangten Anträgen wurden die beantragten Bau¬
kosten von 721 Millionen auf 587 Millionen Schilling heruntergesetzt. Die beantragten Verbesserungenbetra¬
fen in 26 Fällen Aufzüge, in 5.383 Zentral- bzw. Etagenheizungen, in 2.613 Fällen handelte es sich um die Ein¬
richtung von Bädern und in 839 um die von Wasseraborten. 4.551 hatten die Neuverlegung oder Verstärkung
von Gas-, Wasser- oder elektrischen Leitungen zum Ziele, in 357 Fällen ging es um die Teilung oder
Zusammenlegung von Wohnungen, in 8.394 um Wärme- und Schallschutzmaßnahmen, in 7 um Gemein¬
schaftsantennen, in 162 um Gegensprechanlagenund in 32 um Verbesserungen sonstiger Wohnungsteile.

Für die Bürgschaftsfonds-Ges.mbH Wien wurden im Rahmen einer Sonderaktion zur Errichtung und Verbes¬
serung von Komfortzimmernund Sanitärräumen in Beherbergungsbetrieben314 Anträge für den Einbau von
Bädern, Wasseraborten, Waschtischen usw. bearbeitet, wobei amtlicherseits die technische Aufsicht und die
Überwachung der Einhaltung der Richtlinien durchzuführen waren.

Schließlich wurden gemäß den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 1976, BGBl. Nr.
712/1976, über die Gewährung einer Aushilfe zur Milderung von Härten infolge bestimmter Vermögensverlu¬
ste (Aushilfegesetz) 113 Anträge zur Feststellung von Kriegsschäden bearbeitet.

Auf Grund der beabsichtigten Änderung der Bearbeitung von Mieteranträgen nach dem Wohnungsverbesse¬
rungsgesetz 1969 mit pauschalierten Arbeiten wurden eingehende Kontaktgesprächemit der Magistratsdirek¬
tion-Automatische Datenverarbeitungsowie mit allen an der Vollziehung des Wohnungsverbesserungsgeset¬
zes beteiligten Dienststellen geführt. Weitere Aufgaben waren die Mitarbeit bei der Abfassung von Stellungnah¬
men zu Bundesgesetzen und Landesgesetzen, die technische Belange betrafen.

Erhaltung städtischer Wohnhäuser
Der Gesamtumfang des städtischen Wohnhausbesitzes  hat sich nach Übernahme von weite¬

ren Neubauwohnungensowie nach Ankauf oder Abbruch von Althäusern im Jahre 1981 um 1.345 auf 219.282
Mieteinheitenin 13.671 Stiegenhäusernund 3.736 Stiegen oder Einzelobjektenin Wohnsiedlungen erhöht.

Der ständige Wohnungszuwachs, die fortschreitendeAlterung des gemeindeeigenenWohnhausbesitzes, der
anhaltende Trend, den Wohnkomfort in den Wohnhausanlagender Zwischenkriegszeit und der frühen Nach¬
kriegszeit zu verbessern, aber auch der Beitrag zur Stadtemeuerungund Altstadterhaltungstellten ständig höch¬
ste Anforderungen an die Abteilung. Die Erhaltung des baulichen Bestandes war laufend durch umfangreiche
Instandsetzungsarbeiten sicherzustellen, Versorgungseinrichtungenmußten weiterhin erneuert oder dem Bedarf
entsprechend verbessert werden.

In den Wohnhausanlagen, deren erste Benützung vor dem 1. Juli 1954 liegt, wurden Generalin¬
standsetzungen  unter Anwendung der Bestimmungendes § 2 des Zinsstoppgesetzes durchgeführt, wie
dies bei Althäusem nach dem § 7 des Mietengesetzes gehandhabt werden muß. Aber auch bei Objekten, die
später erbaut worden sind, wurden anfallende Instandsetzungskostenlaut § 19 Mietengesetz den Mietern ange¬
lastet.

In älteren Wohnhausanlagen war durch den Ein- oder Anbau von Personenaufzügen ein Beitrag zur
Modernisierung  zu leisten; der Umbau von überalterten Mietlokalen wurde fortgesetzt.

Wieder mußten abbruchreife Althäuser oder sonstige Gebäude und Gebäudereste demoliert werden, wodurch
bestandsfreie Grundstücke einer Neuverbauungzur Verfügung gestellt werden konnte. Im Rahmen der Alt¬
stadterhaltung  wurde die Revitalisierung von denkmalgeschütztenAlthäusem fortgesetzt.

An Erhaltungsarbeiten konnten im Jahre 1981 auf Grund der vorhandenen finanziellen Mittel in 308 Stiegen
das Rauchfangkopfmauerwerk, in 878 die Dacheindeckungund in 334 Stiegen die äußeren Fenster und Türen
bestandssichemdinstand gesetzt werden. Instand gesetzt oder erneuert wurden ferner die Fassaden in 312 Stie¬
gen, die Malerei in 215 Stiegenhäusemund die Hofgehwege bei 438 Stiegen; 619 Stiegen wurden nach Maß-
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gäbe des § 7 und des § 19 Mietengesetzbzw. § 2 Zinsstoppgesetzgenerell instand gesetzt, in 7.937 Stiegen
waren diverse andere Arbeiten durchzuführen.

Der Gebrechensdienst  behob 10.280 Gebrechen an Gas- oder Wasserleitungen und 6.852 an Elek-
troinstallationen. In Kleinwaschküchenwurden 320 überalterte Einrichtungen gegen moderne Waschgeräte
ausgetauscht und in 83 Stiegenhäusemdie Einrichtungen der Stromversorgung erneuert. Ein Teil des Instand¬
setzungsprogramms1982/1983 mußte bereits 1981 vorbereitet und zur Genehmigung vorgelegt werden. Bei
einem Gesamtstandvon 9 918 in Erhaltung stehenden elektrotechnischenund elektromechanischenEinrich¬
tungen, nämlich von 4.912 Einzelwaschküchen, 3.996 Aufzügen, wo 1.202 nachträglich eingebaut wurden, wei¬
ters von 413 Drucksteigerungsanlagen, 149 Pump- und Hebewerken, 328 Gemeinschaftsantennensowie von
120 elektromechanischenGaragentoren, mußte die Behebung von 19.173 Gebrechen an Waschkücheneinrich¬
tungen, Pumpen- und Drucksteigerungsanlagen sowie an elektromechanischenGaragentoren, von 9 658 Gebre¬
chen an Aufzügen und 388 an Antennenanlagenveranlaßt werden. Darüber hinaus wurden 142 Aufzüge gene¬
rell instand gesetzt und 16 Verstärkeranlagen bei Gemeinschaftsantennenmodernisiert.

Im Jahre 1981 mußten in 170 Häusern Sicherungsarbeiten  durchgeführt sowie 57 Objekte voll¬
ständig und 6 teilweise demoliert werden.

Als Ergänzungs- oder Fertigstellungsarbeiten wurden in neueren Wohnhausanlagengeringfügige Sachverbes-
serungen geleistet.

Der Umbau von überalterten Mietobjekten für neue Verwendungszweckekonnte fortgesetzt werden. So
wurde in der städtischen Wohnhausanlagein 22, Maschlgasse 31, ein Zubau zum bestehenden Kindergarten
errichtet und im städtischen Althaus in 1, Bartensteingasse 16, eine Aufzugsanlage erneuert.

Im Rahmen der Altstadterhaltungwurden durch Revitalisierung  von abbruchreifen, jedoch denk¬
malgeschützten Altobjekten neue Wohnungen gewonnen. Das künstlerisch-architektonische Gesamtbild
konnte hiebei erhalten werden, im Hausinneren entstanden durch völligen Umbau komfortable Mittelwohnun¬
gen. Im „Spittelbergviertel“ wurde das Objekt in 7, Kirchberggasse 17, revitalisiert, wobei 14 Wohnungen und
3 Lokale geschaffen wurden; weitere Bauvorhaben werden vorbereitet. Im Planquadrat 4. Bezirk wurde der
Umbau des Objektes in 4, Mühlgasse 25, abgeschlossen, dabei insgesamt7 Wohnungen und 1 Lokal geschaffen.
Für diese Arbeiten standen Mittel nach dem Wohnbauförderungsgesetzzur Verfügung, darüber hinaus wurden
bei Revitalisierungsbauten zusätzlich Förderungszuschüsse aus dem Altstadterhaltungsfondsangesprochen.

Im Zuge der Verbesserung des alternden Hausbesitzes  wurde in der städtischen
Wohnsiedlung in 16, Spiegelgrund, mit der Erneuerung der Wohnungsfensteraus wärmetechnischenGründen
begonnen, in der städtischen WohnsiedlungSchmelz im 15. Bezirk konnten sowohl Wohnungsfensteraus wär¬
metechnischen Gründen erneuert als auch Wärmeschutzfassadenangebracht werden. Diese Arbeiten werden
auch im Jahre 1982 fortgesetzt. Darüber hinaus wurde das Programm, Personenaufzügefür die meist älteren
Bewohner der Wohnhäuser nachträglich ein- bzw. anzubauen, verstärkt fortgesetzt. Im Jahre 1981 wurden wie¬
der 108 Aufzugsanlagen fertiggestellt, in 100 Stiegenhäusemstanden Aufzugsanlagen im Bau, in 163 wird mit
den Bauarbeiten im Laufe des Jahres 1982 begonnen werden. Ansuchen für den Einbau weiterer 410 Aufzüge
lagen vor, die nach Maßgabe der personellen Leistungsfähigkeit, der Kapazität der Bauwirtschaft und der Auf¬
zugsindustrie sowie nach Maßgabe der Finanzierungsmöglichkeitenin den nächsten Jahren eingebaut werden.

Für die von den Mietern selbst durchgeführten Verbesserungsarbeitenmußte ein umfangreicher Informa¬
tions- und Servicedienst geleistet werden.

Im Jahre 1981 wurden im Monatsdurchschnitt2.546 Arbeitskräfte von 656 Firmen beschäftigt. Die Abtei¬
lung war weiterhin bemüht, die Beschäftigtenzahl auch über die Wintermonate möglichst hoch zu halten.

Durch Rücksichtslosigkeit und Unachtsamkeitder Mieter wurden wieder viele Schäden verursacht.
Den Arbeiten der Abteilung gingen 730 abgeführte Anbotsverhandlungenvoraus; sie wurden durch 237

kommissionelle Abnahmen zum Abschluß gebracht, an denen neben dem Kontrollamt 920 Firmen teilgenom¬
men haben. Dem steigenden Aufgaben- und Arbeitsumfang der Abteilung entsprechend wurden 66.838 Rech¬
nungen zur Anweisung gebracht und 49 785 Geschäftsstücke erledigt.

Maschinentechnik , Wärme -, Kälte- und Energiewirtschaft
Die MA 32 ist für die Planung, Ausschreibung, Bauüberwachung, Abrechnung und Abnahme von heizungs-,

luft-, kältetechnischenAnlagen und Einrichtungen des Sondermaschinenbausim Bereich der Gemeinde Wien
zuständig. Ihr Aufgabengebiet umfaßt auch die laufende Erhaltung dieser Anlagen, wobei ein Schwerpunktbei
der Betriebsführung liegt.

Organisatorisch gliedert sich die Abteilung in acht Gruppen mit den AufgabenbereichenKanzlei, Energie¬
einsparung und Service, Öffentliche Bauten und Heizkontrolle, Wohnhausanlagenund Bäder, Spitalsbetriebe,
Allgemeine Planung, Neubauten und Sonderaufgaben, Behördenwesen sowie U-Bahn-Bau und Verkehrsbau¬
werke. Die Gruppe für Behördenwesen  einschließlich Dampfkesselkommissärewurde infolge
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Übernahme der Kompetenzen durch die MA 36 bzw. die MD-Stadtbaudirektionper X. Oktober 1981 aufgelöst.
Für die Bewältigung der umfangreichenAufgabengebiete sind derzeit 161 Dienstposten systemisiert.

Die Kanzlei  hat im Jahre 1981 rund 11.400 Stück Dienstpost bearbeitet und 230 Materialbestellungen
ausgefertigt. Anbotsunterlagen mit 47.262 Seiten sind für 281 Anbotsverhandlungen mit einem Erlös von
141.786 S verkauft worden. Diese Unterlagen wurden neben der Erledigung des Schriftverkehrshergestellt.
Behandelt wurden 13.799 Rechnungen, darunter 811 für Rauchfangkehrerangelegenheiten, sowie rund 3.800
Bestellscheine. Ferner waren 35 Anträge für den Gemeinderatsausschuß für Wohnen und StaHternenemng mit
einem Gesamtbetragvon 104,210.100S, 55 Anträge für den Stadtrat für Wohnen und Stadtemeuerung mit
einem Gesamtbetrag von 39,243.600 S, 279 Anträge in Abteilungsleiterkompetenzmit insgesamt 50,752.370 S
zu bearbeiten. Für Haftrücklasse wurden 268 Hinterlegungendurchgeführt. Die effektiven Ausgaben für andere
federführende Abteilungen betrugen 273,208.752,90 S.

Von der im zweiten Jahr bestehenden Energiespargruppe  wurden intensiv Messungen an Kessel¬
anlagen durchgeführt. Insbesondere durch Überprüfungen und Überwachungen der feuerungstechnischen
Wirkungsgradeergaben sich erste Verbesserungen. Darüber hinaus liefen Vorbereitungsarbeiten, um isolier-,
regel- sowie anlagentechnische Wirkungsgradezu erfassen. Ferner soll die Größenordnung der Kesselabstrahl-
verluste festgestellt und mittels geeigneter Maßnahmen verringert werden. Der Umfang der Messungen ist auf
die Kesselanlagen der Wiener Stadtwerke (Verkehrsbetriebe, E-Werke, Bestattung), auf die 15 Objekte des
Kuratoriums Wiener Pensionistenheimeund die vielen Anlagen des KuratoriumsWiener Volksbildung ausge¬
dehnt worden. Die Dienstvorschrift für die Schulen wurde überarbeitet und wird demnächst als MD-Erlaß ver¬
öffentlicht.

In den Statistiken für Brennstoffverbrauchund -kosten der Heizkontrolle zeichnen sich bereits Energie¬
einsparungen in den durch die Energiespargruppe betreuten Anlagen ab. Im Zusammenwirkenmit den Unter¬
suchungen des Arbeitskreises Energie waren im Rahmen des MD-Koordinationsbürosebenfalls intensive meß¬
technische Befassungen notwendig.

Zur Erfüllung der dienstlichen Obliegenheitender Servicegruppe  mußten rund 160.000 km an Fahr¬
leistungen zurückgelegt werden, wobei die Servicegruppe im Schichtdienst arbeitet. Im Jahre 1981 wurden wei¬
tere zwei Telealarmanlagen in der Baumschule Eßling sowie zur Kontrolle des „Energieturmes“ in der Wohn¬
hausanlage in 23, Johann-Gottek-Gasse, montiert. Somit sind derzeit ,55 Telealarmanlagenin Funktion. Ver¬
handlungen mit den Kuratorien Wiener Volksbildung und Wiener Pensionistenheimeüber den Anschluß von
Telealarmgeräten sind im Gange.

Der Umfang der Betreuung des Rechenzentrums Forum hat, bedingt durch den Ausbau der Anlage, sehr
stark zugenommen. Aus diesem Grund sind zwei Bedienstete der Servicegruppe zur Betriebsführung abgestellt
worden.

Durch den Ankauf einer Baumschule im 22. Bezirk mußten für die Inbetriebnahme der heizungstechnischen
Einrichtungenumfangreiche Arbeiten geleistet werden.

Eine neue transportableKesselanlage, die von der Abteilung geplant und von der Heizwerkstätte angefertigt
worden ist, hat in der vergangenen Heizperiode den ersten Einsatz erfolgreich bestanden. Die Schaffung eines
Lagerplatzes für die fahrbaren und transportablen Kesselanlagen der Abteilung erleichtern in Zukunft deren
Abstellung und Überholung nach einem Einsatz.

Im Bereich der öffentlichen Bauten  wurden in maschinentechnischerund energiewirtschaftlicher
Hinsicht rund 1.500 Objekte betreut. Die Durchführung der erforderlichen Neu- und Umbauten sowie die
Modemisierungsarbeiten an den Heizungsanlagen waren durch knappe Terminstellunggekennzeichnet. Beson¬
ders bei Schulgebäuden standen für Heizungsarbeitennur die Sommermonate zur Verfügung, jedoch konnte
den Anforderungenentsprochen werden.

In drei Schulen wurden die veralteten Heizanlagen durch neue ersetzt, dabei zwei Schulen von Koks- auf
Gasbetrieb umgestellt. Besonders zu erwähnen sind die Ganztagsschulenin 15, Reichsapfelgasse, die Berufs¬
schule in 15, Hütteldorfer Straße, und die Sportanlage in 21,Jedleseer Straße. Die Baustelle der Ganztagsschule
wird mehrere Jahre bestehen bleiben. Als Energiequelle für die Warmwasserheizung dient Fernwärme über eine
Umformerstation. Der Turnsaal mit Nebenräumen sowie der Speisesaal erhalten eine Be- und Entlüftungsan¬
lage. In der Berufsschule wird die veraltete Heizanlage erneuert und eine Beheizungsmöglichkeit für den Zubau
geschaffen, der bestehende Gebäudekomplexder Sportanlage neu adaptiert und als moderne Sportstätte ausge¬
stattet. Für die Beheizung ist eine Gaszentralheizungvorgesehen. Die Arbeiten werden sich über rund zwei
Jahre erstrecken.

In vier Kindertagesheimensind die Heizungsanlagen umgebaut bzw. modernisiert worden. In zwei Kinder¬
tagesheimenkonnten umweltfreundlicheGaszentralheizungsanlageneingebaut werden. Die Zentralheizungs¬
anlage des Julius-Tandler-Heimes in 9, Lustkandlgasse, wurde erneuert und eine Sub-Umformerstation einge¬
baut. Im Jugenderholungsheim in Scheibbs, Niederösterreich, erfolgte der Einbau einer neuen Ölfeuerungsan¬
lage. Im Amtshaus in 19, Gatterburggasse 14, wurde die Zentralheizung von Koks- auf Gasbetrieb umgebaut. In
zwei Amtshäusem waren neue Gaszentralheizungenzu installieren. Drei Feuerwachen wurden mit Zentralhei-
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zungsanlagen mit Gasfeuerung ausgestattet. In zwei Rettungsstationenerbrachten regeltechnische Verbesserun¬
gen der Anlagen Energieeinsparungen. Im neu errichteten Betriebslokal der MA 30 in 3, Nottendorfer Gasse 15,
wurde eine Gaszentralheizungsanlage eingebaut. In der Rathausgruppesind die Überprüfung und Einregulie¬
rung der Heizungsanlage konsequent weiter fortgesetzt worden.

Im Sinne des Umweltschutzesist bei allen Modemisierungsarbeitengetrachtet worden, entweder Gas als
Brennstoff zu verwenden oder aber bei entsprechender Gegebenheit einen Anschluß an das Fernheizwerk der
Heizbetriebe-Wien Ges. mbH zu realisieren.

Um eine Verminderungdes Energieverbrauches zu erreichen, wurden bei den neu errichteten Heizanlagen,
soweit technisch und wirtschaftlich sinnvoll, Optimierungsgeräteeingebaut. Bei jenen Anlagen, für die im Jahre
1980 die Installation solcher Steuereinrichtungenmöglich war, konnte eine über dem Durchschnittswert von
5,2 Prozent liegende Brennstofferspamis erzielt werden; in Einzelfällen liegt das Ergebnis über der 10-Prozent-
Marke.

Wie wichtig der wirtschaftliche Einsatz der Energieträger für die Wärmeversorgung in den von der Heiz¬
kontrolle  betreuten Objekten der Hoheitsverwaltung geworden ist, ergibt sich aus deren Jahreskosten von
rund 493 Millionen Schilling. Im wesentlichen wurden 32.000 t Heizöl schwer, 6.230 t Heizöl mittel, 10.594 t
Heizöl leicht, 842 t Heizöl extra leicht, 2.640 t Koks, 227.000 MWh Heißwasser-Fernwärme, 212.000 t Dampf-
Fernwärme und 16,557.000 m3 Erdgas verbraucht.

In Objekten der Hoheitsverwaltung mußten auch Rauchfangkehrerangelegenheitenbearbeitet und hierüber
881 Rechnungen mit einem Gesamtbetrag von rund 24 Millionen Schilling zur Anweisung fertiggestellt
werden.

Von der Preisprüfung  wurden sämtliche Nachtragsanboteüber 50.000 S in der Preisprüfungskom¬
mission kontrolliert, außerdem waren freihändige Vergaben über 50.000 S vom Preisreferentenzu überprüfen
und mit einer Stellungnahmean die Stadtbaudirektion — Dezernat 4 weiterzuleiten. Lohn- und Materialpreis¬
erhöhungen wurden ebenfalls vom Preisreferenten überprüft, der außerdem an neuen Verhandlungenüber Ser¬
vice- sowie Regiestundensätze in der Stadtbaudirektion—Dezernat4 gemeinsam mit dem Preisreferenten vom
Bundesministeriumfür Bauten und Technik teilgenommen hat.

Im Wohnhausneubau  wurden Fälle betreffend rund 7.000 Wohneinheiten bearbeitet, wobei diese
Tätigkeit die Planungen, Ausschreibungen, Ausführungen und Abrechnungen bis zu Garantieabwicklungen
umfaßt. Für die Wohnhausanlage in 13, Schrutkagasse—Spohrstraße, ist die Planung für die Fußbodenheizung
bei zwei von vier Stiegen abgeschlossen und die Ausschreibung vorbereitet worden. Die Planung für die Radia¬
torheizung in den beiden anderen Stiegen, die zu Vergleichszwecken vorgesehen ist, wurde ebenfalls fertig¬
gestellt.

Im Bereich der Wohnungsentlüftungen konnte als Fortsetzung der Studien für die Wohnhausanlagein 19,
Pyrkergasse 41, eine zentrale mechanische Wohnungsbe- und -entlüftungsanlagemit Wärmerückgewinnung
geplant und ausgeschrieben werden. Dieses Projekt entspricht einer Entwicklung, die derzeit international und
in Schweden seit 1957 sogar gesetzlich geregelt ist.

Im Programm des nachträglichenEinbaus von Zentralheizungen in bestehende Wohnhausanlagenkonnten
zahlreiche Wohnungen an die Fernwärme angeschlossen bzw. planungs- und ausschreibungsmäßige Vorberei¬
tungen für weitere Zentralheizungseinbauten getroffen werden. In bestehenden Wohnhausanlagen waren
24 Kesselhäuser mit rund 6.500 angeschlossenen Wohnungen, 100 Garagen, 32 Zentralwaschküchenund sämt¬
liche zentrale Entlüftungs- und Warmwasserbereitungsanlagenzu betreuen. Neben den gewöhnlichen Erhal¬
tungsarbeitenund laufenden Betriebs- sowie Wirkungsgradkontrollensind in diversen WohnhausanlagenBren¬
ner erneuert, Kessel saniert, sekundärseitige Rohrnetze und Armaturen adaptiert worden.

Im Bereich der Bäder  erfolgten die Planungsüberprüfungenfür die Heizungen, Lüftungen und Anlagen
der Badewasseraufbereitung der Bezirkshallenbäder Kagran, Brigittenau und Großfeldsiedlung. Ferner waren die
Ausschreibungendurchzuführen und die Arbeiten zu beginnen. Die Arbeiten an der heizungs- und lufttechni¬
schen Anlage dieser Objekte sind planmäßig fortgesetzt worden. Die Filteranlage für sämtliche Schwimm- und
Tauchbecken wurde geplant, ausgeschrieben und arbeitsmäßig begonnen. Eine Sanierung der Fußbodenheizung
im Bereich des Stadthallenbades konnte im Sommer durchgeführt und termingerecht fertigestellt werden. Die
Anlagen zur Wärmerückgewinnungaus dem Duschenabwasser im Theresienbadsind bereits eingebaut und in
Betrieb genommen worden.

Für die Nutzung nichtkonventionellerEnergieträger erfolgte die Fortführung der Installationen an der Solar-
Versuchsanlage in der Wohnhausanlage in 23,Johann-Gottek-Gasse. In diversen Kinderfreibädemsowie in den
Sommerbädem Höpflerbad und Gänsehäufel wurden Solaranlagen in Betrieb genommen bzw. deren Einbau
begonnen. Im Bereich der Hauptkläranlage Wien konnten die Ergänzungsarbeiten durchgeführtund in Zusam¬
menarbeit mit der MA 30 die erforderlichenMaßnahmen für einen wirtschaftlichen und einwandfreien Betrieb
der EntsorgungsbetriebeSimmering geklärt werden.

In den Krankenanstalten und Pflegeheimen  der Stadt Wien wurden umfangreiche Maß¬
nahmen, wie Neuinstallationen,Adaptierungenund Reparaturen an den wärme-, kälte- und lüftungstechnischen
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Anlagen, durchgeführt, um die erforderliche Funktions-, Betriebs- und Versorgungssicherheit zu gewährleisten
oder zu verbessern sowie behördliche Vorschriften zu erfüllen. Im Allgemeinen Krankenhaus waren im Rah¬
men der aufzubauenden zukünftigen technischen Betriebsführung des Kemgebäudes Maßnahmen für die
ersten Teilinbetriebnahmeneinzuleiten und daran mitzuarbeiten. Mit der Mitwirkung an der Lösung vielfältiger
betriebstechnischerund organisatorischer Fragen war ebenfalls zu beginnen. Im bestehenden Teil, das heißt im
Alten Haus und den Neuen Kliniken, wurden Klima- und Heizungsanlagen in der Kieferchirurgie, der Patholo¬
gie, der II. Frauenklinik-Arbeitsmedizinund der I. Medizinischen-Angiologie fertiggestellt, im Operationssaal
42 begonnen; im S-Gebäude wurden die Lüftungsanlage saniert sowie an einigen Stationen Warmwasser-Hei¬
zungsanlagen errichtet. Im Krankenhaus Floridsdorf wurden die Arbeiten an den Heizungs- und Lüftungsanla¬
gen im Bereich der Abteilung Familienplanungabgeschlossen sowie in der Aufwachstation durchgeführt. Im
Sophien-Spital konnte eine für die Rechenanlage erforderlicheKlimaanlage errichtet werden. Die Heizungsan¬
lagen der PavillonsH und I des Franz-Joseph-Spitals sind auf geschlossene Systeme umgestellt worden. Im
Pavillon3 (Strahlenbettenstation), im Pavillon6 (Angiographie) und im Pavillon8 (Herzkatheter) des Kranken¬
hauses Lainz waren Warmwasser-Heizungsanlagensowie lüftungstechnischeAnlagen zu errichten. Die hei¬
zungs- und lüftungstechnischenAnlagen im 2. Bauteil des Pavillons 27 des Wilhelminenspitalssind fertigge¬
stellt und in Betrieb, die zur Femwärmeversorgung des Gebäudes erforderlichenAnlagen (Dampf- und Kon-
densatfemleitung, Umformer) sind neu errichtet worden. Für die Versorgung der Sterilisation mit Dampf auf
Pavillon 28 wurden entsprechende Maßnahmen getroffen. In der Krankenpflegeschuleim Bereich Rudolfstif¬
tung ist mit dem Einbau einer außentemperaturgesteuertenZentralheizungsanlagebegonnen worden. In der
Postoperativen Station im Pavillon1 des Elisabeth-Spitals sind die Arbeiten an der Heizungsanlage angelaufen.
Im Pavillon Austria des Pulmologischen Zentrums Baumgartner Höhe erfolgte die Umstellung der Heizungsan¬
lage auf ein geschlossenes System. In der Kesselanlage der Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik-Zentralkinderheim
wurde mit baulichen Maßnahmen an der Rauchgasseite begonnen, die das Emissionsverhalten sowie den Wir¬
kungsgrad der Anlage verbessern sollen. Im Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel ist die Feuerung der
Dampfkessel für das Küchengebäudevon Braunkohle auf Erdgas umgestellt worden. Im Psychiatrischen Kran¬
kenhaus Baumgartner Höhe sind die Arbeiten an der Neuherstellungder Heizungsanlage für den Pavillon 17
fast abgeschlossen. Im Pavillon 18 wurde die Heizungsanlageauf ein geschlossenesSystem umgestellt. Die
Arbeiten für den Einbau einer Zentralheizungsanlagefür das Psychiatrische KrankenhausYbbs an der Donau
waren weiterzuführen. Im Pflegeheim Baumgarten werden alle drei Warmwasserheizungskessel erneuert; eine
Umschaltmöglichkeit auf Gasbefeuerung ist vorgesehen.

Die betriebsmäßig geführte Heizwerkstätte  hat auch im Jahr 1981 Erhaltungsarbeitenin etwa glei¬
chem Umfang in Objekten der Hoheitsverwaltung durchgeführt. Hiezu gehörten die Störungsbehebung an über
300 Ölbrennem, die Überholung und Konservierung von rund 200 schmiedeeisernenZentralheizungskesseln
nach Ende der Heizperiode sowie die feuerseitige Reinigung von rund 300 Zentralheizungskesseln. Der Ser¬
vicedienst betreute hochwertige technische Anlagen in Spitälern, Schulen, Kindergärten und Amtshäusem
sowie in verschiedenenanderen Anlagen. Weiters wurden in Bau befindliche Anlagen überwacht. Da die auf¬
traggebenden Dienststellen weniger Kreditmittel gegenüber dem Vorjahr zur Verfügung haben, ist mit einer
Umsatzsteigerung nicht zu rechnen. Der Umsatz für 1981 wird mit rund 52 Millionen Schilling angenommen,
was einen Rückgang um rund 2 Millionen Schilling zur Folge hätte. Eine weitere transportable Kesseleinheit
mit Öltank wird in Zusammenarbeit zwischen Planungsgruppeund Heizwerkstättegeplant und ausführungs¬
mäßig vorbereitet.

In der Planungsgruppe  wurden neben diversen technischen Stellungnahmen und Begutachtungen
Planungen für die Adaptierungsmaßnahmenim Bereich des Kesselhauses des Psychiatrischen Krankenhauses
Baumgartner Höhe durchgeführt und die Erarbeitung von Ausschreibungsunterlagenin Angriff genommen.
Der Vorentwurf für das Sozialmedizinische Zentrum Ost — Bauabschnitt Krankenhaus —wurde auf dem Sek¬
tor der wärme- und lufttechnischenAnlagen im ersten Quartal 1981 verstärkt bearbeitet und fertiggestellt. Auf
Grund der Architektenpläne im Maßstab 1 ; 200 konnten die Lüftungs- und Umformerzentralenin den Tech¬
nik-Geschossen planlich situiert und detaillierte Auflistungen mit den energietechnischenAngaben erstellt wer¬
den. Kosten- und Folgekostenschätzungenwaren aus dem Vorentwurf zu errechnen. Ab Mai 1981 hat die Pla¬
nungsgruppe der Abteilung auf Grund der schematischenArchitektenpläne im Maßstab1 : 100 mit dem Ent¬
wurf (Detailplanung) der wärme- und lufttechnischen Anlagen in Kontakt mit den MA 23 und 34 sowie den
Architekten und Statikern begonnen, wobei der Schwerpunkt auf der Detailplanung des OP-Traktes als arbeits¬
intensivsten Abschnitt liegt. Der dritte Bauabschnitt des SozialmedizinischenZentrums Ost — Pflegeheim
wurde mit Ende 1981 baulich fertiggestellt. Die MA 32 —Gruppe 5 hat im Rahmen der städtischen Bauleitung
die Aufsicht über die Errichtung der heizungs-, kühl- und lufttechnischenAnlagen. Das 405 Betten umfassende
Pflegeheim wird heizungstechnischüber zwei Verteilerstationenmit Fernwärme und lufttechnisch über vier
Lüftungszentralenversorgt. In neun Kühlräumen ist für die richtige Lagerungstemperaturder Lebensmittel
gesorgt. Der Leichenkühlraummit neun Boxen wurde nach den Auflagen der Sanitätsbehördeerrichtet und
au3gc3tattct.
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Sämtliche Lüftungsanlagen sind mit Rauchgasmeldemausgestattet und an eine zentrale Brandmeldestelle
angeschlossen. Eine zentrale Gebäudeautomationüberwacht sämtliche Anlagenteile und zeigt den jeweiligen
Betriebszustand an.

Eine Montage von Kücheneinrichtungenerfolgte in den Ganztagsschulen in 3, Paulusgasse, und in 20, Spiel¬
manngasse, sowie im KrankenhausLainz, Bauteil1, und im KindererholungsheimScheibbs-Lehenhof. Kühlan¬
lagen waren im Sozialmedizinischen Zentrum Ost — Pflegeheim(Fleisch- und Gemüsekühlraum), in den Lei¬
chenkühlräumen der Friedhöfe Jedlesee, Heiligenstadt und Gersthof sowie im Krankenhaus Lainz zu installie¬
ren. Ferner wurden druckluftgesteuerteRauchklappenanlagenfür St. Marx(Bauteil 1 — Kühlbox, Bauteil2 —
Schlachthallen, Bauteil3 — Fleischmarkt) geliefert und montiert. Planungen für Heizungs- und Lüftungsanla¬
gen sind erstellt worden für den Wäschereineubauim Psychiatrischen Krankenhaus Baumgartner Höhe, für die
Zentralwäscherei in 14, Steinbruchstraße (Umrüstung Bauteil 2), die AutodesinfektionsanlageSt. Marx, den
Erweiterungsbau der LebensmitteluntersuchungsstelleSt. Marx und für die Küchenentlüftung der Anstaltskü¬
che im Krankenhaus Lainz. Ebenso mußten für diverse Bereiche von einigen KrankenanstaltenKühleinrichtun¬
gen planlich vorbereitet werden. Ferner waren Küchenplanungen für die Anstaltsküche im Franz-Joseph-Spital
und die Ganztagsschulenin 2, Aspemallee, sowie in 10, Carl-Prohaska-Platz, vorzunehmen.

Die Amtssachverständigenfür Heizungs-, Lüftungs- und Kältetechnik bei Bau- und Genehmigungsverhand¬
lungen werden nicht mehr von der Abteilung, sondern von der MA 36 gestellt. Trotzdem mußten im Bereich
des Allgemeinen Krankenhausesrestliche Behördenaufgaben interimsmäßig bearbeitet werden. Auf dem Sektor
der U-Bahn-Bauten sind weiterhin diverse Amtssachverständigenbearbeitungenim Rahmen der Abteilung not¬
wendig.

Die Agenden der amtlichen Dampfkesselüberwachung des Landes Wien werden seit 1.Jänner 1981 entspre¬
chend der Geschäftseinteilungder Stadt Wien von der MD-Stadtbaudirektionwahrgenommen. Die Tätigkeit
gemäß der Dampfkesselverordnung, BGBl. Nr. 82 vom 17. April 1948, und dem Dampfkesselkommissionsge¬
setz, BGBl. Nr. 559 vom 19. Dezember 1980, wird daher von der MD-Stadtbaudirektionkoordiniert.

Bei der U - Bahn - Linie Ul  sind die Arbeiten an der Heizungs- und Lüftungsanlage im Streckenbe¬
reich Praterstem—Kagran einschließlich der Streckenbelüftung und der Be- und Entlüftung in der neuen
Reichsbrücke im Gange. Weiters wurden die Arbeiten an den Heizungs- und Lüftungsanlagen in der Station
Hütteldorf der U-Bahn-Linie U 4 durchgeführt. Die U-Bahn-Stationen Praterstem und Nestroyplatzkonnten
termingerecht fertiggestellt und in Betrieb genommen werden, ebenso die Lüftungsanlagenfür die Strecke
Schwedenplatz—Praterstem. Die Polizeistation Praterstem ist fertiggestellt worden. Die Wärmeversorgung der
Polizeistation über eine Wärmepumpe aus der Tunnelluft wird in der nächsten Zeit in Betrieb genommen.

Schließlich waren laufend Störungsbehebungen und Instandhaltungsarbeitenauf den U-Bahn-Linien U 1,
U 2, U 4, der Gürtellinie, in den Ringpassagen und der Ostbahnunterführungdurchzuführen. Die Installationen
in der Prüf- und Versuchsanstalt der MA 39 in der Rinnböckstraße, 11. Bezirk, wurden nach einer Unterbre¬
chung durch den Konkurs der Firma Klimatechnik wieder aufgenommen. Im internationalen Studentenheim
Döbling erfolgte die Fortführung der Umbauarbeiten im Zuge der Generalinstandsetzung.

Elektro - , Gas - und Wasseranlagen für städtische Objekte
Neben den von der Abteilung vorgenommenen Erhaltungsarbeitenan Elektro-, Gas- und Wassereinrichtun¬

gen in städtischen Objekten kam es, wie folgt, zu weiteren besonderen Arbeiten: Die Gruppe Wohn¬
haus  b a u hatte Ende 1981 im Rahmen des kommunalen Wohnbauprogrammes an 5.565 in Bau befindli¬
chen Wohnungen mitgearbeitet. Im Jahre 1981 wurde mit den Bauarbeiten an 17 Objekten mit 898 Wohnun¬
gen und den dazugehörigen Einrichtungen, wie Garagen, Geschäftslokalen, Waschküchen, Gemeinschafts- und
Kinderspielräumen, begonnen. Im gleichen Zeitraum konnten insgesamt 612 Wohnungen übergeben werden.

In der Gruppe Amts - und Schulhäuser  wurde am 22. Oktober die Volksschule in 23, Aka¬
ziengasse 52—54, eröffnet.

Von der Gruppe Wohlfahrtseinrichtungen  wurden 6 Kindertagesheime, 5 Pensionisten¬
klubs und 2 Heime für Jugendliche generalsaniert, während 3 Kindertagesheimeneu errichtet werden konnten.
Im Kinderheim Scheibbs wurde eine Großküche voll elektrisch ausgestattet. Auf Grund spezieller Anforderun¬
gen wurde in Kindertagesheimeneine besonders wirtschaftliche Warmwasserbereitungsanlage entwickelt, deren
Vorteile im hohen Wirkungsgrad und damit in der besten Energienutzung, in der geringen Störanfälligkeit,
hohen Lebensdauer und leichten Montagen bestehen. Bei gleichen Investitionskostenkönnen gegenüber ande¬
ren Anlagen die Folgekostenum 25 Prozent gesenkt werden. Diese Anlagen sind in der Übergangszeit auch
zum Heizen zu verwenden.

Im Internationalen Studentenheim konnten die aus Sicherheitsgründenerfolgten Auflagen der Baubehörde
im Haus C und E, betreffend die Elektro- und Gasinstallationen, fertiggestellt werden. Der Feuerwehr wurden
fünf transportable Notstromaggregate, die auch in Einsatzfahrzeugeneingebaut werden können, übergeben.
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Die Betriebsgruppe hat in 60 Fällen bei Störungen direkt mit eigenen Monteuren eingegriffen und
die Störungsbehebungdurchgeführt. In sieben Spitälern und Pflegeheimen konnten die vorbereitetenArbeiten
für die Übernahme von Störungseinsätzen abgeschlossen werden. Die Überprüfungenauf Sicherheit der elektri¬
schen Einrichtungenwurden in acht Spitälern und Pflegeheimen durchgeführt. Als weitere besondere Leistun¬
gen sind die Belastungsmessungen, die Zusammenarbeit mit den Elektrizitätswerken bei Wartungsarbeitenin
Mittelspannungsschaltanlagen sowie der Einsatz bei der Volksbefragung zu nennen.

Von der Gruppe U - Bahn - Bau  wurden im Rahmen des U-Bahn-Baues Elektro-, Wasser- und Sani¬
tärinstallationsarbeiten durchgeführt sowie der Einbau von Fahrtreppen, Aufzügen, Pumpanlagenund Trocken¬
löschleitungen vorgenommen. Ferner wurden auf der Linie U 1 im Bereich der Stationen Reumannplatz,
Keplerplatz, Südtiroler Platz, Taubstummengasse, Karlsplatz, Stephansplatz, Schwedenplatzund Nestroyplatz
die in Haftung befindlichen Leistungen periodisch überprüft. Die Behebung von Garantiemängelnmußte ver¬
anlaßt werden. Die Eröffnung der Station Praterstern fand am 28. Februar, rund zwei Monate vor dem ursprüng¬
lich geplanten Eröffnungstermin, statt. Bei den Stationen Vorgartenstraße, Donauinsel, Kaisermühlen, Alte
Donau und Kagran wurden die Arbeiten planmäßig fortgesetzt. Das LüftungsbauwerkSezession wurde nach
der Eröffnung der U 2 wegen der Straßenbahnrampenachträglich fertiggestellt. Die Garantiemängelbehebung
der bereits eröffnetenU 2 mußte veranlaßt werden. In der Schottenpassage am Ring waren Adaptierungsarbei¬
ten auf Grund der Verbindung mit der LinieU 2 durchzuführen. Die Installationsarbeiten in der Station Hüttel-
dorf, Linie U 4, wurden planmäßig abgeschlossen, die Installationsarbeitenan den Trockenlöschleitungenim
gesamten Wiener U-Bahn-Netz fortgesetzt. Die Erhaltung und der Betrieb der elektrischen und sanitären Anla¬
gen sowie der Fahrtreppen in den fünf Ringpassagen und am Landstraßer Markt mußten weitergeführt werden.
Die Anlagen der MA 28, wie Lagerplätze, Stiegenrampen usw., wurden von der MA 34 als Fachabteilung
betreut. Als Fachabteilung hat die MA 34 ferner an den Planungsarbeiten der U 3 und U 6 mitgewirkt. Weiters
erfolgte die Erarbeitung von neuen Ausschreibungsgrundlagenfür Arbeiten der Abteilung am künftigen U-
Bahn-Netz. Planungsarbeiten an den neu zu errichtenden AutobahnmeistereienKaisermühlenund Grinzinger
Straße wurden durchgeführt. Die Kosten für die genannten Arbeiten der Abteilung betrugen für das Jahr 1981
rund 60 Millionen Schilling.

Durch den Einbau selbstschließender Armaturen für Duschanlagen im Hallenbad Simmering und im Stadt¬
hallenbad erfolgte eine Wassererspamisvon 20 Prozent. Auf der Donauinsel hat die Gruppe Kultur
mobile Pumpenaggregate installiert, die, unabhängig vom städtischen Trinkwasserversorgungsnetz, die Bewässe¬
rung der Grünflächen ermöglichen. Zur Pflege des Wiener Baumbestandes wurde in 14, Hadikgasse, versuchs¬
weise eine spezielle Baumbewässerungsanlage installiert. Da sich dieser Versuch als erfolgversprechend erwies,
kann dieses Bewässerungssystem nun verstärkt eingesetzt werden.

Für das Stadtgebiet von Wien wurde von der Gruppe Nachrichtentechnik  ein Warn- und
Alarmierungsprojekt erstellt. In den Amtshäusern 21 und 20 mußten die alten Telephonanlagendurch moderne
Anlagen ersetzt werden.

Allgemeine und rechtliche Angelegenheiten des Wohnungswesens
sowie der Wohnbauförderung und der Wohnungsverbesserung
Im Jahre 1981 wurden in der Abteilung 17.118 Wohnungsansucheneingebracht. 7.495 Fälle konnten in Vor¬

merkung genommen werden, von denen 1.110 wegen bestehender oder drohender Obdachlosigkeit, 4.483
wegen Überbelages ihrer Wohnungen, 264 wegen gesundheitsschädlicher Wohnungen und 330 wegen getrenn¬
ten Haushaltes von Ehegatten berücksichtigt wurden. 796 Parteien konnten ihres Alters oder ihres Gesund¬
heitszustandeswegen ihre in einem höheren Stockwerk gelegene Wohnung nicht mehr erreichen, 424 Ehe¬
paare wohnten in Untermiete und in 88 Fällen handelte es sich um die Räumung von Dienstwohnungen
infolge Pensionierung. Am Ende des Jahres 1981 standen 22.994 Wohnungssuchende in Vormerkung, unter
denen sich 1.738 sogenannte Notstandsfälle befanden; diese Personen waren obdachlos oder von der Obdach¬
losigkeit bedroht. Die 18 Außenstellen der Vormerkungsgruppehatten im Jahre 1981 26.024 Ansuchen von
neuen sowie von bereits vorgemerkt gewesenen Wohnungswerbem in 27.432 Erhebungen zu überprüfen.
Außerdem haben 97.608 Parteien vorgesprochen.

In der Zeit von Jänner bis Dezember 1981 erfolgten 7.088 Zuweisungen  von Gemeindewohnungen
an Wohnungswerber. Von diesen zugewiesenen Wohnungen wurden 1.762 in Neubauten erstmals vergeben,
darunter 37 in Vorvergabe, das heißt, sie wurden noch vor ihrer Fertigstellung zugewiesen. 4.217 Wohnungen in
Gemeindebautenwurden neuerlich vermietet und weitere 972 bereits einmal bezogene Wohnungen gegen Ent¬
richtung eines Baukostenbeitrages wieder vermietet. Die meisten Mieter, nämlich 2.107 oder 29,7 Prozent,
kamen aus überbelegtenWohnungen, bei 1.453 Einzelpersonenoder 20,5 Prozent der Zuweisungen handelte
es sich in erster Linie um Polizisten, Zuwanderer, Krankenschwestern, Studenten, um Personen aus Herbergen
und überbelegtenWohnungen sowie um Geschiedene.
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In 593 Fällen oder bei 8,4 Prozent der Vergaben nahm man Bedacht auf Behinderungen durch Krankheit.
538 Mieter (7,6% der Zuweisungen) kamen aus Häusern, die wegen Assanierung oder Bauvorhaben der
Gemeinde Wien freigemacht wurden. 328 Ehepaare(4,6% der Zuweisungen) lebten bisher in Untermiete, wei¬
tere 155 (2,2%) in getrennten Haushalten. 174 Familien (2,5%) waren obdachlos oder unmittelbar von der
Obdachlosigkeit bedroht, 176(2,5%) kamen aus gesundheitsschädlichenWohnungen. Bei 435 Fällen(6,1%) lag
ein Wohnungswechselin eine größere Wohnung vor, 131 (1,9%) betrafen Familienzusammenführungen, 204
(2,9%) Wohnungszusammenlegungen, 75 (1,1%) den Zuzug aus anderen Bundesländern. In 121 Fällen (1,7%)
waren es Mieter, die aus Dienstwohnungenkamen. In 249 Fällen(3,5%) erfolgte die Vergabe nach Delogierun¬
gen wegen Selbstverschuldens, wegen Kündigung infolge Zinsrückstandesbei meist zu hoher Miete, oder es
waren Jugendamtsfälle und dergleichen, bei 71 (1,0%) lagen Krankheitsfälle vor, die laut ärztlichem Attest Was¬
ser, WC oder Bad in der Wohnung benötigen. In 35 Fällen(0,5%) handelte es sich um Behinderte, 21 Fälle oder
0,3 Prozent der Vergaben betrafen Krankenschwestern, Politessen sowie Polizisten, die in Kasernen wohnten,
oder es waren Herbergsfälle. In 19 Fällen (0,3% der Vergaben) kam es zur Zuweisung nach einem Räumungs¬
auftrag des Gesundheitsamteswegen offener Tuberkulose, in 4 Fällen lag die Verpflichtung vor, die Freima¬
chung von Superädifikaten durchzuführen, oder es waren Mieter, die aus gemeindeeigenen Abbruchhäusern
kamen und denen von der Gemeinde Wien gemäß § 21 a Mietengesetz eine Wohnung angeboten werden muß.
In 130 Fällen(1,8%) waren es Hauswarte aus Gemeindewohnungen, in 67 Fällen(0,9%) lagen Hauswartbestel¬
lungen vor. Bei 60,1 Prozent der insgesamt zugeteilten Wohnungen wurden 4.261 junge Ehepaare berücksich¬
tigt. Die Ausweisung der sozialen Stellung der Wohnungswerber, die 1981 eine Gemeindewohnungerhielten,
zeigt auf, daß es sich überwiegend um Arbeiter, Angestellte und öffentlich Bedienstete handelte. Unter ihnen
fanden sich 2.099 (29,6%) Arbeiter, 1.681 (23,7%) Angestellte, 1.323 (18,7%) öffentlich Bedienstete sowie 1.188
(16,8%) Pensionisten. 473 (6,7%) im Haushalt Tätige, 156(2,2%) Studenten, 120(1,6%) freischaffend oder selb¬
ständig Erwerbstätige sowie 48 Ärzte (0,7%) waren gleichfalls unter den bedachten Wohnungssuchenden.

Im Referat für Wohnbeihilfe  war wieder eine starke Zunahme des Arbeitsanfalles zu verzeichnen, da
im Laufe des Jahres 1981 drei Außenstellen in Betrieb genommen worden sind, und zwar im Februar in 22,
Schrödingerplatz, im Mai in 21, Am Spitz, und im Juni in 12, Am Schöpfwerk. Da die Dezentralisierungkeine
bloße Regionalisierung für die Einreichung und Bearbeitung der Wohnbeihilfenbedeutet, wird den Parteien die
Möglichkeit gegeben, Einreichungenunabhängig vom Wohnort vorzunehmen. Mit dieser Maßnahme wird vor
allem auf die Bedürfnisse des einzelnen, insbesondere auf seinen Arbeitsplatz, Rücksicht genommen. Durch die
Dezentralisierung hat sich auch die seit Jahren bestehende schwierige Situation in der Zentrale der Wohnbei¬
hilfenstelle insofeme entschärft, als die Wartezeiten erträglich wurden.

Insgesamt wurden 78.327 bescheidmäßigeErledigungen, wie Zuerkennungen, Änderungen, Ablehnungen
und Einstellungen, durchgeführt, was im Vergleich zum Vorjahr eine Zunahme um rund 30 Prozent bedeutet.
Unter den angeführten Erledigungen waren 30.868 Zuerkennungsbescheide, und zwar 7.318 Erstanträge und
23.550 Verlängerungsanträge. In 1.710 Fällen erfolgte die Abweisung von Anträgen wegen zu hohen Familien¬
einkommens oder wegen Nichtbezahlungder Annuität, oder es konnte nach dem Wohnbauförderungsgesetz
1968 keine Förderung gewährt werden. In einigen Fällen handelte es sich bei den Antragstellern nicht um
österreichischeStaatsbürger. Aus diesen Gründen mußten in weiteren 1.455 Fällen Wohnbeihilfen eingestellt
werden. Außerdem waren in 44.294 Fällen Änderungsbescheidezu verfassen.

In der Informationsstelle für Wohnbeihilfe, die gleichzeitig auch Einreich- und Bearbeitungsstelle für Wohn¬
beihilfe ist, sprachen in der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember 40.889 Mieter, Nutzungsberechtigte, Woh¬
nungseigentümeroder Personen vor, die ihre Wohnung nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz1969 verbes¬
sert hatten oder verbessern wollten und beabsichtigten, für die Rückzahlung des Wohnungsverbesserungskredi¬
tes Wohnbeihilfezu beantragen. TelephonischeAuskünfte wurden 34.248 Personen erteilt.

Die Bearbeitung von Stundungen  und Ratenzahlungender Baukostenbeiträge, Ausfallshaftungen von
zinsenlosen Wohnbaukrediten (Wiener Wohnbaufonds und Wiener Wohnbauförderungszuschußfonds), von
Wohnungstäuschensowie von Abschreibungenvon ausständigen, uneinbringlichen zinsenlosen Wohnbaukre¬
diten und Eigenmittelersatzdarlehen war gleichfalls durchzuführen. Von den Ende des Jahres noch abhängigen
6.579 Stundungsaktenmußten 1.093 einer Neubemessung bzw. Überprüfung unterzogen werden.

Im Jahre 1981 lag der Schwerpunkt der aufsichtsbehördlichenTätigkeit gemäß den Bestimmungen des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG ), BGBl. Nr. 139/1979, bei der Beobachtung
der wirtschaftlichen Entwicklung der gemeinnützigen Bauvereinigungen insbesondere im Hinblick auf die Bau¬
tätigkeit. Durch die auf Grund steigender Baupreise exorbitant hoch verzinsten Mittel des Kapitalmarktesund
den daraus resultierenden Anstieg der Subjektförderungsind die für den Wohnungsneubau zur Verfügung ste¬
henden Wohnbauförderungsmittelnoch knapper geworden. Somit bestand die Gefahr, daß der Bereich der Bau¬
verwaltung unwirtschaftlich wird, da der interne Aufbau vieler Bauvereinigungen auf die früher intensivere Neu¬
bautätigkeit ausgerichtet war. Dazu kommt die Beschränkungder überwälzbaren Bauverwaltungskostenmit
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3 Prozent der Gesamtbaukostengemäß der Entgeltrichtlinienverordnung, BGBl. Nr. 522/1980. Die vordring¬
lichste Aufgabe war es daher, geeignete Maßnahmen im Einvernehmen mit dem Österreichischen Verband
gemeinnützigerBauvereinigungen-Revisionsverband zur Anpassung der Unternehmen an die geänderten Vor¬
aussetzungen herbeizuführen. Eine endgültige Aussage über den Erfolg dieser Maßnahmen wird erst im Zuge
der weiteren Entwicklung gemacht werden können.

Bemerkenswert ist weiters, daß die Zahl der Beschwerden von Wohnungsinhabem und Wohnungswerbem
über gemeinnützige Bauvereinigungen sprunghaft abgenommen hat, da jene die Verfolgung ihrer Rechte nun¬
mehr vermehrt im Wege eines Antrages gemäß § 22 WGG bei der Schlichtungsstelle vornehmen. Die Anpas¬
sung der Genossenschaftsverträge(Gesellschaftsverträge, Satzungen) gemäß § 39 Abs. 2 WGG, zu der die Bau¬
vereinigungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes auf Grund der Bestimmungendes
Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen vom 23.Juli 1940, deutsches RGBl. I 1012, als
gemeinnütziges Wohnungsuntemehmen anerkannt waren, innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage des
Inkrafttretensder Bestimmungendieses Bundesgesetzes, verpflichtet sind, konnten im Jahre 1981 nahezu lük-
kenlos einer Genehmigung zugeführt werden. Für jene unter Aufsicht der Abteilung stehenden Bauvereinigun¬
gen, für die noch keine Genehmigung im Jahre 1980 erteilt worden war, konnte im Hinblick auf die Vollzie¬
hungsbestimmungdes Artikels IV Abs. 2 Ziff. 1 WGG 1979 mangels einer entsprechenden Delegation gemäß
§132 Abs. 1 der Wiener Stadtverfassung mit Bescheiden unter Zugrundelegung der Beschlüsse der Wiener
Landesregierung vom 24. März bzw. 9-Juli 1981, Pr. Z. 709 bzw. 1913, die Genehmigung der Änderung gemäß
§ 39, Abs. 2 WGG erteilt werden.

In Erfüllung des Punktes 10 der Wohnbauförderungszusicherungwurden von 52 geförderten Bauvorhaben
mit insgesamt3.369 Wohnungen durch Verhandlungenmit den Wohnungsuntemehmen (Förderungswerbern)
922 Wohnungen dem Wohnungsberatungszentrumzur Vergabe an Wohnungssuchendezur Verfügung gestellt.
Die höhere Zahl der zu vergebenden Wohnungen gegenüber den Vorjahren ergibt sich aus dem Umstand, daß
bei Bauvorhaben, deren Förderung nach dem 1. Oktober 1980 zugesichert wurde, nunmehr 25 Prozent statt frü¬
her 10 Prozent der Nutzfläche zur Verfügung gestellt werden müssen.

Im Rahmen der aufsichtsbehördlichenTätigkeit über gemeinnützige Wohnungsunternehmen wurden 55
Prüfungsberichte, 48 Stellungnahmen zu Prüfungsberichten, 73 Bilanzen und Geschäftsberichteund 100 Ver¬
sammlungsprotokollebearbeitet. 53 Gebarungs- und Gemeinnützigkeitsbestätigungensowie 2 Ausnahmege¬
nehmigungenwurden ausgefertigt, 7 Baupausen durchgeführt, 27 Satzungs- bzw. Gesellschaftsvertragsänderun¬
gen beantragt und 3 Fusionierungen sowie2 Sitzverlegungen überprüft. Neben der Teilnahme an 20 Versamm¬
lungen wurden 95 Besprechungen mit Vertretern von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen und 24 mit
Vertretern des Verbandes bzw. der Finanzlandesdirektion geführt. 41 Berichte, Antwortentwürfeund Stellung¬
nahmen waren an Vorgesetzte Dienststellen abzufassen und 37 Anfragen von Gerichten und anderen Behörden
zu beantworten. In 33 Fällen mußten Anfragen an andere Behörden und an den Prüfungsverband, in weiteren
46 Anfragen, Anweisungenund Aufforderungenan gemeinnützigeWohnungsuntemehmen gerichtet werden.
Ferner waren 45 Eingaben und Anfragen von gemeinnützigenWohnungsuntemehmen und 19 Eingaben und
Beschwerden von Parteien abzuhandeln sowie 157 Vorsprachen von Parteien anzuhören. 50 Verhandlungenmit
Förderungswerbemdienten der Festlegung jener Wohnungen, für die der Stadt Wien ein Vorschlagsrecht ein¬
zuräumen ist. Schließlich mußten in 42 Fällen der Prüfungsbeginn, in weiteren 46 der Prüfungsabschluß und in
94 Änderungen im Vorstand, in der Geschäftsführungoder im Aufsichtsrat angezeigt werden.

Im Jahre 1981 wurden 13.375 Begehren um Gewährung von Förderungsmaßnahmennach dem Woh¬
nungsverbesserungsgesetz  eingebracht. In insgesamt 12.791 Fällen, darunter 11.287 Mieter, 1.489
Eigentümer und 15 Fälle der Stadt Wien, wurde ein Darlehen von 783,543.528 S zugesichert. In Einzelanlagen
wurden 1.667 Wasser-, 1.362 Strom- und 1.203 Gasinstallationen gefördert, ebenso wie die Einrichtung von
Heizungen in 5.341, von Badeanlagen in 2.589 und von WC-Anlagen in 827 Wohnungen. 351 Fälle von Woh¬
nungszusammenlegungen, 2 Wohnungsteilungen, 399 Änderungen der Grundrißgestaltungsowie6.295 Schall¬
und Wärmeisolierungenkonnten gefördert werden. In Gemeinschaftsanlagen waren es 101 Wasser-, 72 Strom-
und 100 Gassteigleitungen, ferner die Errichtung von 35 Aufzügen, 9 Zentralheizungensowie 136 Maßnahmen
zur Schall- und Wärmeisolierung, für die das Wohnungsverbesserungsgesetzin Anspruch genommen wurden.
Insgesamt waren 17.486 Wohnungen von der Förderung betroffen.

Im Rahmen der Wohnbauförderung  hat der Beirat in 3 Sitzungen bzw. durch einen Rundlauf
5.402 Wohnungen, 65 Lokale und 839 Ledigenräume positiv begutachtet. Gleichzeitig genehmigte die Landes¬
regierung Darlehen in der Höhe von 115,590.200 S für die Errichtung von 5.530 Wohnungen, 50 Lokalen,
4 Ordinationen und 708 Ledigenräume, einschließlichnachträglicher Flächenerweiterungund Erschwernisse,
und einen Gesamtbetrag von 667,105.300 S als Nachtragsdarlehen zum Abfangen der Zinssteigerung der Hypo¬
thekardarlehenund der Baukostensteigerung durch 5prozentige Anhebung der Landesdarlehen bei gleichzeitig
5prozentiger Anhebung der Gesamtbaukosten. Für die Sanierung von 31 Wohnungen und die Errichtung von
106 Aufzügen wurden im Rahmen der Wohnbauförderungzur „Durchführung von Verbesserungen größeren
Umfanges“ von der Landesregierung Darlehen in Höhe von 48,867.600 S genehmigt und auch zugesichert. Im
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Rahmen der Förderungsaktion zum Ausbau von Dachböden für Wohnzwecke wurden mit Gemeinderatsbe¬
schluß vom 16. Dezember 1976, Pr. Z. 4426, 24 Wohnungen mit 4,952.700 S finanziert. Weiters konnten zur
Erleichterung der Eigenmittelaufbringungin 2.969 Fällen Eigenmittelersatzdarlehenmit einem Gesamtbetrag
von 102,3 Millionen Schilling gewährt werden. Zur Auszahlung gelangten an Wohnbauförderungsdarlehen
2.953,699 000 S, an Annuitätenzuschüssen727,171.000 S, an Darlehen für Verbesserungen gemäß Wohnbauför¬
derungsgesetz1968, § 1 Abs. 1 lit. d., 28,670.000 S sowie zinsenfreie Darlehen zur Erleichterung der Eigenmit¬
telaufbringung in der Fföhe von 97,624.000 S. Um die Annuität herabzusetzen, wurden im Rahmen des Wiener
WohnbauförderungszuschußfondsAnnuitätenzuschüssevon rund 83,6 Millionen Schilling geleistet.

Am 7.Juli 1981 hat die Wiener Landesregierung beschlossen, die ab dem 2. Halbjahr 1981 zu leistenden
Annuitätenzuschüssegemäß § 15a Wohnbauförderungsgesetz1968 mit 50 Prozent der für die Hypothekardar¬
lehen jeweils zu leistenden tilgungsmäßigenAnnuitäten zu bemessen. Für die Berechnung des jeweiligen
Zuschusses ist die zweifache Zinsfußdifferenz vom 1. Halbjahr auf das 2. Halbjahr 1981 heranzuziehen und zu
dem ursprünglichenZinsfuß laut Erstzusicherung zu addieren. Ebenso ist bei einer allfälligen Zinssatzerhöhung
zwischen dem 2. Halbjahr 1981 und 1. Halbjahr 1982 zu verfahren, wobei ein Zinssatz von 11,75 Prozent nicht
überschritten werden darf.

Der Wohnbauförderungsbeirathat in seiner 37. Geschäftssitzung beschlossen, bei der Zustimmung zur Wei¬
terveräußerung von im Rahmen der Wohnbauförderung1954 und 1968 geförderten Eigentumswohnungendie
Übernahme des noch aushaftendenDarlehens vom Verwandtschaftsverhältnis bzw. vom Vorliegen eines Sozial¬
falles abhängig zu machen. So kann nur im ersten Fall des Darlehen uneingeschränktübernommen werden, im
zweiten Fall ist die Hälfte des Darlehens zurückzuzahlen, wobei der Annuitätenzuschußfür das restliche Darle¬
hen aufrecht bleibt. Sollte keiner der beiden Fälle vorliegen, ist das aushaftende Darlehen zur Gänze zurückzu¬
zahlen. In der 39. Geschäftssitzung wurde vom Beirat beschlossen, daß im Falle der Errichtung von Eigentums¬
wohnungen das Landesdarlehen gemäß § 11 Abs. 1 Wohnbauförderungsgesetz1968 60 Prozent der angemesse¬
nen Gesamtbaukosten, im Fall der Errichtung von Miet- und Genossenschaftswohnungensowie Heimen 65
Prozent und im Falle der Errichtung von städtischen Wohnbauvorhaben70 Prozent zu betragen hat. Für alle in
den Jahren 1979 und 1980 zugesicherten und noch nicht endabgerechnetenBauvorhaben wird eine Nachförde¬
rung unter Berechnung einer Erhöhung von höchstens 5 Prozent der in der ursprünglichenZusicherung enthal¬
tenen Gesamtbaukosten gewährt. Im Anschluß daran erfolgt für die in den Jahren 1979 und 1980 zugesicherten
und noch nicht endabgerechnetenBauvorhaben eine nachträgliche Anhebung des Landesdarlehens im Ausmaß
von 5 Prozent des neu berechneten Finanzierungsplanes. Im gleichen Ausmaß ist das Hypothekardarlehenzu
verringern. In seiner 40. Geschäftssitzung hat der Beirat weiter festgesetzt, auch für die im Jahr 1979 zugesicher¬
ten Darlehen die Lohnerhöhungen nachzufördern.

Im Rahmen der Tätigkeit des Revisionsdienstes wurden 799 Objekte auf ihre widmungsgemäße Verwendung
überprüft, davon 762 Wohnungen in Mehrwohnungshäusemund 37 Eigenheime. Bei insgesamt 154 Wohnun¬
gen kam es zu Beanstandungen; schließlich wurden 55 Fälligstellungen ausgesprochen, in 7 weiteren Fällen
Annuitätenzuschüsseeingestellt. Auf Grund dieser Revisionen wurden 20,5 Millionen Schilling im Jahre 1981
fälliggestellt und zurückgefordert, wovon ein Betrag von rund 2 Millionen Schilling auch bereits vereinnahmt
wurde.

Im Rahmen des Rückzahlungsbegünstigungsgesetzeswurden 1981 insgesamt 903 Anträge eingebracht,
wovon 541 einer positiven Erledigung zugeführt werden konnten. Dadurch sind rund 44,5 Millionen Schilling
an Wohnbauförderungsmittelnzurückgeflossen.

Inder Zentralen Schlichtungsstelle  betrug der Gesamteinlauf515 Geschäftsstücke gegen¬
über einem Gesamtauslauf von 469 Geschäftsstücken. Mit 1. September 1975 trat das Wohnungseigentumsge¬
setz 1975, BGBl. Nr. 417/1975, in Kraft. Nach diesem Gesetz wurden die Eigenanteile nicht mehr in Form von
Mietwerten 1914, wie dies nach dem im Jahre 1948 beschlossenen Wohnungseigentumsgesetzvorgesehen war,
festgesetzt, sondern nach Nutzwerten auf Grund der jetzigen Erfahrungen. Die Bestimmungen des alten Woh¬
nungseigentumsgesetzes gelten auch weiterhin für jene Fälle, in denen zumindestensein Objekt im Wohnungs¬
eigentum bis 31. August 1975 eingetragen bzw. der Antrag auf Verbücherung vor diesem Termin gestellt wurde.
Nach der ständigen Rechtssprechungist vor der Entscheidung gemäß der §§ 3 und 5 des Wohnungseigentums¬
gesetzes zwingend eine mündliche Verhandlungabzuhalten(LG f. ZRS vom 20.Jänner 1977, ZI. 41 R 719/76).
Außerdem sind gemäß § 26 Abs. 2 Ziff. 1 Wohnungseigentumsgesetz1975 alle Miteigentümerund alle Woh¬
nungseigentümer Partei. Dieser Umstand bewirkt einen erhöhten Arbeitsaufwand, dem aber keine erhöhte
Anzahl von Erledigungen gegenübersteht.

Ein Großteil der Wohnungseigentumsbewerberstellt telephonische Anfragen und spricht im Parteienverkehr
vor. Die Verhandlungenselbst sind in den meisten Fällen langwierig, da die Wohnungseigentumsbewerberauch
ihre zivilrechtlichenWünsche, wie Verkauf von Kfz-Abstellplätzen, Vorbringen, wobei sie natürlich auf den
Zivilrechtsweg verwiesen werden müssen. Eine Neuerung durch die Mietengesetznovelle 1974 ist die Möglich¬
keit der vorläufigen Mietzinserhöhung, die schon bei der ersten Grundsatzentscheidungbewilligt werden kann.
Von dieser Möglichkeit wird zur Vermeidung von Zwischenzinsenfast immer Gebrauch gemacht. Durch diese
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Gesetzesänderungwurde auch eine Mietzinsbeihilfe für Mieter, deren Mietzins gemäß § 7 des Mietengesetzes
um mehr als das Vierfache erhöht wird, eingeführt. Im Jahre 1981 wurden 949 derartige Bescheinigungen für
Mietzinsbeihilfe zur Verwendung bei den Finanzämtern ausgestellt.

Durch die Änderung der Geschäftseinteilungdes Magistrates der Stadt Wien wurde die Zuständigkeit der
Abteilung mit der Überwachung der Mietzinsbildung gemäß§ 32 Abs. 7 des Wohnbauförderungsgesetzes1968
und den Entscheidungengemäß§§ 7 und 12 des Mietengesetzes im Zusammenhangmit § 32 Abs. 5 des Wohn¬
bauförderungsgesetzes 1968 sowie um die Entscheidungengemäß § 12 des Mietengesetzes im Zusammenhang
mit § 6 Abs. 6. Ziff. 2 des Wohnungsverbesserungsgesetzes erweitert. 1981 wurde kein Antrag gemäß § 6 Abs. 6
Ziff. 2 des Wohnungsverbesserungsgesetzes gestellt, jedoch 3 Anträge gemäß § 32 Abs. 5 des Wohnbauförde¬
rungsgesetzes eingebracht. Da die Bauten nach dem Wohnbauförderungsgesetznoch relativ neu sind, gibt es
derzeit keine große Anzahl von Anträgen, doch wird die Zahl dieser Anträge im Laufe der Zeit zunehmen.
Diese Erweiterung kann als echte Verbesserung des Bürgerservices bezeichnet werden, weil sich nunmehr
sowohl die Akten bezüglich Wohnbauförderung als auch die hinsichtlich Wohnungsverbesserungsowie die
dazu gehörenden Schlichtungsaktenbei einer Dienststelle sind, nämlich der Abteilung befinden, wodurch die
Schlichtungsverfahren rascher als in der Zeit, in der die Zuständigkeit bei den magistratischenBezirksämtern
gelegen war, abgewickelt werden können.

Mit Wirksamkeit vom 1.Jänner 1980 können nun Nutzungsberechtigte, Mieter und Wohnungseigentumsbe¬
werber einer gemeinnützigenBauvereinigung gemäß§ 22 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzesdie Schlich¬
tungsstelle anrufen und Entscheidungen hinsichtlich der Feststellung der Zulässigkeit des von der Bauvereini¬
gung gemäß § 14 begehrten Entgeltes, hinsichtlich der Erhöhung der Rückstellungsbeträge wegen Durchfüh¬
rung von ordnungsgemäßenErhaltungsarbeiten nach § 14 Abs. 2, hinsichtlich der Feststellung des von der Bau¬
vereinigung begehrten Preises gemäß§ 15, ferner in bezug auf die jährliche Abrechnung gemäß § 19 und auf die
Höhe des nach § 17 zurückzuzahlenden Betrages bei Ausscheiden eines Wohnungsinhabers begehren. Die
Anträge werden zunächst vermutlich aus Unkenntnis nur zögernd eingebracht: So wurden im Jahre 1981 nur
18 Anträge vorgelegt. Das Ermittlungsverfahren ist umfangreich und mit den vorhandenen Amtssachverständi¬
gen, etwa für Buchhaltungsfragen, nicht durchzuführen, da der Magistrat der Stadt Wien keine derartigen Amts¬
sachverständigen besitzt. Es könnte daher sein, daß dann Privat- bzw. Gerichtssachverständigeherangezogen
werden müssen, deren Kosten aufzuerlegen sind. So kann es sich ergeben, daß das an sich kostenfreie Schlich¬
tungsverfahren mit vielleicht erheblichen Kosten verbunden ist.

Aus dem Bereich des Referates für den Wohnhaus-Wiederbau sind folgende Verfügungen zu berichten:
Durch das sogenannte Neuvermietungsgesetz (NVG), Bundesgesetz vom 3. Dezember 1956, BGBl. Nr.
225/1956, wurde gemäß dessen § 14 die Bewirtschaftung aller unter Zuhilfenahme von Mitteln des Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds errichteten Wohnungen normiert, sofeme es sich nicht um gemäß § 4 dieses Gesetzes aus¬
genommene Großwohnungen, Eigentumswohnungenusw. handelt. Mietverträge über bewirtschaftete Wohnun¬
gen bzw. alle sonstigen Verfügungen des Hauseigentümersohne Zustimmung der Gemeinde — im Falle von
Wien die Abteilung —sind gemäß§ 5 Abs. 3 NVG nichtig. Neue Wohnungen unter Zuhilfenahmevon Mitteln
des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds werden nicht mehr errichtet, weil seit 1.Jänner 1968 die öffentliche Wohn¬
bautätigkeit, sofeme Bundesmittel zur Verfügung gestellt werden, durch das Wohnbauförderungsgesetz1968
geregelt wird. Unter die Bewirtschaftungsbestimmungendes Neuvermietungsgesetzesfallen daher keine Erst¬
vermietungenvon Wohnhaus-Wiederaufbauwohnungenmehr, sondern nur mehr die sogenannten Zweit- oder
weiteren Vermietungennach Ende der Innehabung von Wohnungen.

Verwaltung der städtischen Wohn - und Amtsgebäude
Im Jahre 1981 wurden weitere Verbesserungen in städtischen Wohnhausanlagendurchgeführt. Den größten

Anteil an den finanziellen Mitteln hatten die Aufwendungenfür den nachträglichenEinbau von Aufzügen. Die
Abteilung hat weitere 192,178.000 S an Förderungsmittelnfür 192 Aufzüge in 44 Wohnhausanlagenbeantragt.
In neun Wohnhausanlagenwurden 36 Aufzüge generalinstandgesetzt.

Die Wohnhausanlage in 2, Handelskai 214, wurde an das Femwärmenetz angeschlossen, die Arbeiten werden
anfangs 1982 beendet sein. Dafür wurden Wohnungsverbesserungsmittelin der Höhe von 1,954.000 S verwen¬
det. Vorarbeiten für den nachträglichen Einbau von Zentralheizungsanlagenin 10, Laxenburger Straße 92, mit 4
Stiegen und 61 Wohnungen, und in 20, Brigittenauer Lände 138—142, mit 3 Stiegen und 60 Wohnungen, wur¬
den geleistet. Ferner konnten in elf Wohnungen unter Inanspruchnahme von Wohnungsverbesserungsmitteln
Heizungen eingebaut werden; die Kosten hiefür betrugen 280.480 S.

Ferner wurde in vier Wohnhausanlagenmit dem Austausch von Fenstern begonnen, das heißt, es wurden
Kunststoffensteroder Schallschutzfenster eingesetzt. Für diesen Zweck wurden Wohnungsverbesse¬
rungsmittel  in der Höhe von 28,689.389 S beantragt. Um eine Wärmedämmungherzustellen, wurde mit
der Einmantelungeiner Wohnhausanlagemit 68 Stiegen begonnen. Die Gesamtbaukosten, für die Wohnungs¬
verbesserung beantragt worden sind, machten 27 Millionen Schilling aus. Die Arbeiten werden sich auf vier
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Die erste Zweigstelle des Wohnungsberatungszentrumswurde im Amtshaus des 22. Bezirks, Schrödingerplatz1, in Be¬
trieb genommen

Wohnungsamt
Maschinentechnik, Wärme-, Kälte- und Energiewirtschaft

Anzeigetafel für Störmeldungenin der Funkzentraleder Heizwerkstätte



Abwasserhebewerk für den Aspemer Sammelkanal

Kanalisation

Einbau der Fertigteilrohre in den Entlastungskanal für den Rechten Hauptsammelkanal



Jahre erstrecken. Für den Einbau von Fall- und Steigsträngenin zwei städtischen Althäusem konnten Woh¬
nungsverbesserungsmittelin der Höhe von 702.000 S beantragt und auch zugesichert werden.

Für die Revitalisierung von denkmalgeschütztenAlthäusem in 7, Burggasse 11, wurden 10,330.333 S, in 8,
Lenaugasse 19, Stiege 4, 15,253.899 S und in 13, Trautmannsdorffgasse18, 12,209.974 S an Wohnbauförde¬
rungsmittel beantragt und zugesichert.

Die Hausinspektoren  mußten 56,8 Millionen Schilling an Mietzinsrückständen und sonstigen
Beträgen kassieren. Das mobile Team der Hausinspektorenwurde in den ersten drei Monaten des Jahres im
Aufträge des amtsführenden Stadtrates der Geschäftsgruppe Wohnen und Stadtemeuerungschwerpunktmäßig
zur Kontrolle der Hausbesorgerarbeiten in großen Wohnhausanlagendes 2., 10., 11., 21. und 22. Bezirkes einge¬
setzt. Ungefähr 100 Hausbesorger, die rund 300 Stiegenhäuser betreuen, wurden zweimal monatlich kontrol¬
liert. Außer diesen Kontrollen haben die mobilen Teams die notwendigen Erhebungen auf Grund von
Beschwerden durchgeführt. Diese Teams wurden mit insgesamt 3.879 Erhebungen beauftragt, wobei immer
wieder festgestellt werden konnte, daß es die Mieter begrüßen, auch in den Abendstunden ihre Probleme an Ort
und Stelle erörtern zu können.

Die Abteilung hatte bereits im Jahre 1981 Vorbereitungsarbeitenzur Vollziehung des ab 1.Jänner 1982 in
Kraft getretenen Mietrechtsgesetzes zu leisten. Da die gesamte Mietzinsberechnungüber EDV erfolgt, waren
entsprechende programmtechnische Änderungen bzw. Ergänzungen notwendig, die, soweit der Inhalt des
neuen Gesetzes bekannt war, durchzuführen waren.

Mit 1.Jänner 1981 wurde die Verwaltung und der Betrieb der Herbergen für Obdachlose von der MA 12 in
die Verwaltung der Abteilung übergeben. Insgesamt suchten 237 Familien und acht Einzelpersonen um Auf¬
nahme in eine Unterkunft der Familienheimein 12, Kastanienallee2, und 3, Gänsbachergasse3, an. Hievon
haben 82 Familien Gebrauch gemacht: 6 Familien oder 18 Personen wurden von der MA 50, 76 Familien von
der MA 52 — Herbergenverwaltung eingewiesen. Somit wurden insgesamt 270 Personen in die Familienheime
aufgenommen. Dort kamen zwölf Kinder zur Welt. Im gleichen Zeitraum haben 76 Familien bzw. 272 Perso¬
nen die beiden Familienheimeverlassen, 31 Familien bzw. 116 Personen erhielten eine Gemeindewohnung,
45 Familien oder 156 Personen haben sich selbst eine Unterkunft gefunden.
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